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Mit diesem Rundschreiben werden Durchführungshinweise zu den neuen arbeitszeitrechtli­

chen Regelungen, die die Vereinbarung von Langzeitkonten betreffen, gegeben. Im Folgenden 

zitierte Paragraphen ohne Bezugnahme auf Gesetze oder andere Tarifverträge sind solche des 

TVöD. 

Im Rahmen der Tarifrunde 2025 haben sich die Tarifvertragsparteien des TVöD auf die Ein­

führung von Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene verständigt. Dazu wurde in der Tarifeini­

gung vom 6. April 2025 vereinbart, den von den Gewerkschaften mit Ablauf des 31. Dezember 

2024 gekündigten § 10 zunächst rückwirkend zum 1. Januar 2025 wieder in Kraft zu setzen 

und ihn darüber hinaus mit Wirkung vom 1. Juli 2025 um einen neuen Absatz 7 zu ergänzen. 

Die Umsetzung erfolgte mit dem Änderungstarifvertrag Nr. 22 vom 6. April 2025 zum Tarif­

vertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005. Die Neuregelung zu den 

Langzeitkonten ist zusammen mit der ebenfalls zum 1. Juli 2025 neu aufgenommenen Einfüh­

rung der freiwilligen Arbeitszeiterhöhung auf bis zu 42 Stunden pro Woche (§ 6 Absatz 1a) 

und dem zum 1. Januar 2026 eingeführten Zeit-statt-Geld-Wahlmodell (§ 29a [Bund]) eine 

Reaktion auf die von den Gewerkschaften gestellte Forderung nach mehr Zeitflexibilität und 

Zeitsouveränität. 
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1 Geltungsbereich 

Die Neuregelung gilt für alle Beschäftigten im Geltungsbereich des TVöD und seiner Beson­

deren Teile. Nicht erfasst sind Personen, die gemäß § 1 Absatz 2 vom Geltungsbereich des 

TVöD ausgeschlossen sind (z. B. sog. außertarifliche Beschäftigte, die ein über das Tabellen­

entgelt der Entgeltgruppe 15 hinausgehendes regelmäßiges Entgelt erhalten). 

Ausgenommen von der Möglichkeit, Langzeitkonten zu vereinbaren, sind zudem Auszubil­

dende im Geltungsbereich des Tarifvertrages für Auszubildende des öffentlichen Dienstes 

(TVAöD), dual Studierende im Geltungsbereich des Tarifvertrages für Studierende in ausbil­

dungsintegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) sowie Praktikantin­

nen und Praktikanten im Geltungsbereich des Tarifvertrages für Praktikantinnen und Prakti­

kanten des öffentlichen Dienstes (TVPöD). Für diese Personengruppen wurde keine vergleich­

bare Regelung vereinbart.  

Geringfügig entlohnte Beschäftigte im Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) 

Viertes Buch (IV) unterfallen dem TVöD, sodass mit ihnen Langzeitkonten vereinbart werden 

können; dies folgt zugleich aus § 7b Nr. 5 SGB IV (siehe dazu unter 5.2).  

Auch bei befristeten Arbeitsverhältnissen sind Langzeitkonten grundsätzlich möglich. Voraus­

setzung dafür ist jedoch, dass das während der Beschäftigung angesparte Guthaben (steuer­

rechtlich Zeitwertguthaben) bei normalem Ablauf noch innerhalb der vertraglich vereinbarten 

Befristung durch Freistellung ausgeglichen werden kann.1 

 
1 Die Obergrenze für Zuführung ergibt sich aus dem BMF-Schreiben zur „Lohn-/einkommensteuerliche 
Behandlung sowie Voraussetzungen für die steuerliche Anerkennung von Zeitwertkonten-Modellen“ vom 17. 
Juni 2009– IV C 5 – S2332/07/004 – 2009/0406609 – (BStBl. I S. 1286) unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch BMF vom 8. August 2019 – IV C 5 – S 2332/07/0004 :004 – 2019/0686812 (BStBl. I S. 874); siehe dort 
Teil A Ziffer IV Nr. 2 Buchst. a. 
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2 Begriffsbestimmung Langzeitkonto  

Bei einem Langzeitkonto handelt es sich um eine spezielle Form der flexiblen Arbeitszeitge­

staltung. Diese verfolgt das Ziel, Beschäftigten eine längerfristige, zusammenhängende Freis­

tellung von der Arbeitsleistung unter Aufrechterhaltung ihres sozialversicherungsrechtlichen 

Schutzes zu ermöglichen, was u. a. die Zahlung eines angemessenen Arbeitsentgelts voraus­

setzt (siehe dazu unter 5.4). Das Langzeitkonto stellt durch den mit der Ansparphase verbun­

denen Stundungseffekt eine Ausnahme von dem grundsätzlichen arbeitsrechtlichen Prinzip 

von Leistung und Gegenleistung (= Arbeit gegen Entgelt) dar. Durch eine Verschiebung der 

Fälligkeit des Arbeitsentgeltes sowie damit einhergehend der Fälligkeit von Steuern und Sozi­

alversicherungsbeiträgen wird sichergestellt, dass auch während einer längerfristigen Freistel­

lung von der Arbeit, bei der mangels Arbeitsleistung grundsätzlich kein Anspruch auf Entgelt­

zahlung bestünde, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt fin­

giert wird (siehe dazu unter 3.2.2). Erreicht wird dies durch einen Verzicht der/des Beschäftig­

ten auf die Auszahlung von bereits erarbeitetem Arbeitsentgelt. Das bedeutet, die betreffen­

den Beschäftigten müssen zunächst über einen längeren Zeitraum hinweg im dafür notwendi­

gen Umfang ihre Arbeitszeit bzw. Entgeltbestandteile ansparen, um später eine längerfristige 

bezahlte Freistellung in Anspruch nehmen zu können. Das Arbeitszeitmodell „Langzeitkonto“ 

unterteilt sich somit in eine Ansparphase (= Arbeitsphase), in der ein Guthaben angespart 

wird, sowie eine Entsparphase (= Freistellungsphase), in der das zuvor aufgebaute Guthaben 

wieder entspart wird.  

Hinweis:  
Eine allgemeinverbindliche Begriffsbestimmung gibt es nicht. Je nach Rechtskreis wird der Begriff „Lang­
zeitkonto“ unterschiedlich verwendet. So umfasst der tarifrechtliche Begriff nach § 10 Absatz 7 auch sog. 
Sabbaticals (siehe dortigen Klammerzusatz im Satz 2) und ist damit weiter gefasst als die Definition in der 
beamtenrechtlichen Regelung nach §§ 7a und 7b Arbeitszeitverordnung (AZV).  

3 Sozialversicherungsschutz bei Arbeitsunterbrechungen  

Wichtig für das Verständnis, wo die Unterschiede zwischen Langzeitkonten und anderen For­

men von Arbeitszeitkonten liegen, ist die Kenntnis der diesen Konten zugrundeliegenden so­

zialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen. Diese sind im Wesentlichen in §§ 7 ff. 

SGB IV geregelt. Die Versicherungspflicht in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung – 

und damit das Bestehen des jeweiligen Versicherungsschutzes –knüpft grundsätzlich an eine 

Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt an. Beschäftigung ist nach § 7 Absatz 1 Satz 1 SGB IV die 

nichtselbstständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. Erforderlich ist somit 

grundsätzlich eine tatsächliche Arbeitsleistung gegen Entgelt. 
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3.1 Arbeitsunterbrechungen, in denen Anspruch auf Entgelt besteht 

Unter bestimmten Voraussetzungen lässt eine vorübergehende Unterbrechung der Arbeit das 

Bestehen des Sozialversicherungsschutzes unberührt. So sind Unterbrechungen von relativ 

kurzer Dauer unschädlich, sofern bei beiden Arbeitsvertragsparteien grundsätzlicher Fortset­

zungswille gegeben ist und die vertraglichen Bindungen weiterbestehen.  

Dies betrifft Fälle fehlender Arbeitserbringung, in denen Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht, 

z. B. Erholungsurlaub, arbeitsfreie Tage wie Gleittage, Freizeitausgleich für angeordnete 

Mehrarbeits- oder Überstunden oder Zeiten der Entgeltfortzahlung bei krankheitsbedingter 

Arbeitsunfähigkeit. 

3.2 Arbeitsunterbrechungen ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt 

Bei Arbeitsunterbrechungen ohne Entgeltzahlung ist für den Fortbestand des sozialversiche­

rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses entscheidend, wie lange die Unterbrechung 

dauert. Dabei werden sozialrechtlich im Wesentlichen zwei Fallkonstellationen unterschieden 

(siehe Ziffer 3.2.1 und 3.2.2). 

3.2.1 Beschäftigungsfiktion für längstens einen Monat 

Für Zeiträume ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht das sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigungsverhältnis grundsätzlich nur längstens für einen Monat fort (vgl. § 7 Absatz 3 

Satz 1 SGB IV). Typischer Anwendungsfall ist der unbezahlte Sonderurlaub nach § 28. Dauert 

dieser länger als einen Monat, endet die Versicherungspflicht mit Ablauf der Monatsfrist. Dies 

bedeutet aber auch, dass die Versicherungspflicht infolge der Beschäftigungsfiktion auch 

dann nur für einen Monat erhalten bleibt, wenn die Dauer der Arbeitsunterbrechung zunächst 

nicht absehbar ist oder aber von vornherein auf einen Zeitraum von mehr als einen Monat an­

gelegt ist. Danach erlischt die Sozialversicherungspflicht.  

3.2.2 Beschäftigungsfiktion für mehr als einen Monat 

Für Zeiträume einer unbezahlten Freistellung von der Arbeitsleistung von mehr als einem Mo­

nat ist der Fortbestand des Sozialversicherungsschutzes lediglich im Rahmen flexibler Arbeits­

zeitregelungen möglich. Diese werden durch das Sozialversicherungs- und Steuerrecht in zwei 

Fallgruppen unterteilt, wobei das jeweilige Ziel der Regelung maßgeblich ist. Abgegrenzt wer­

den dabei Wertguthabenvereinbarungen von den sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen. 

Dies bedeutet, dass es von der vorgenannten Grundregel (Beschäftigungsfiktion für einen Mo­

nat, siehe dazu unter 3.2.1) nur die folgenden zwei Ausnahmen gibt: 
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3.2.2.1 Freistellungen im Rahmen von sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen (§ 7 Ab­

satz 1a Satz 2 SGB IV) 

Sonstige flexible Arbeitszeitregelungen nach § 7 Absatz 1a Satz 2 SGB IV verfolgen das Ziel ei­

ner flexiblen Gestaltung der werktäglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit oder den Ausgleich 

betrieblicher Produktions- und Arbeitszyklen unter Verstetigung des regelmäßigen Arbeits­

entgelts. Tendenziell sind sie auf einen kurzfristigen Ausgleich von Arbeitszeitschwankungen 

ausgerichtet und haben somit den Charakter eines „Girokontos“. Klassisches Beispiel dafür 

sind Gleitzeitkonten, die in Zeit als Arbeitszeitguthaben geführt werden und innerhalb des 

Zeitraums von bis zu einem Jahr (§ 6 Absatz 2 Satz 1) einen Ausgleich kurzzeitiger Arbeits­

schwankungen unter Gewährung eines verstetigten monatlichen Arbeitsentgelts ermöglichen. 

Ein anderes Beispiel sind durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung eingerichtete Arbeitszeit­

konten nach § 10 Absatz 1 bis 5, die eher mittelfristig angelegt und ebenfalls in Zeit als Ar­

beitszeitguthaben zu führen sind. Auf dieses Arbeitszeitkonto können zwar auch Entgeltbe­

standteile gebucht werden (z. B. nicht durch Freizeit ausgeglichene Überstunden sowie Zeit­

zuschläge für Sonderformen der Arbeit nach § 8 Absatz 1), diese sind jedoch zuvor in Zeit um­

zuwandeln (tarifliche Vorgabe in § 10 Absatz 3 Satz 1). Ein weiteres Beispiel ist sog. Block-

Teilzeit, also ein Teilzeitbeschäftigungsverhältnis nach § 11 Absatz 2, bei dem die Freistellung 

zusammenhängend in Blockform erfolgt. Jedoch handelt es sich bei den beiden letztgenann­

ten Arbeitszeitmodellen nur dann um sonstige flexible Arbeitszeitregelungen im sozialversi­

cherungs- und steuerrechtlichen Sinn, wenn die Freistellung von der Arbeitsleistung nicht 

länger als drei Monate dauert; andernfalls ist zwingend eine Wertguthabenvereinbarung nach 

§ 7b SGB IV erforderlich (siehe dazu unter 3.2.2.2). Nach der Beschäftigungsfiktion des § 7 Ab­

satz 1a Satz 2 SGB IV kann der Sozialversicherungsschutz im Rahmen sonstiger flexibler Ar­

beitszeitregelungen nämlich auch für Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung für bis 

zu drei Monaten aufrechterhalten werden. Voraussetzung dafür ist, dass während der Freis­

tellung Arbeitsentgelt aus einer Vereinbarung zur flexiblen Gestaltung der Arbeitszeit fällig ist. 

Dauert die Freistellung mehr als drei Monate, endet das sozialversicherungsrechtliche Be­

schäftigungsverhältnis nach Ablauf des dritten Monats und das darüber hinaus ausgezahlte 

Arbeitsentgelt ist wie einmalig gezahltes Arbeitsentgelt zu behandeln und dem letzten Ent­

geltabrechnungszeitraum zuzuordnen (§ 23a SGB IV).  

Hinweis:  
Als Alternative zu komplexen und administrativ aufwändigen Wertguthabenvereinbarungen (siehe dazu 
nachstehende Ziffer 3.2.2.2) eröffnet die sozialrechtliche Beschäftigungsfiktion von bis zu drei Monaten so­
mit die Möglichkeit, ohne umfangreiche Aufzeichnungspflichten einfach ausgestaltete Mini-Sabbaticals 
mit bis zu dreimonatigen Freistellungen anbieten zu können. In Kombination mit Erholungsurlaub, Gleit­
tagen oder Freizeitausgleich für Überstunden ggf. sogar länger. 
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3.2.2.2 Freistellungen im Rahmen von Wertguthabenvereinbarungen nach § 7b SGB IV 

Wertguthabenvereinbarungen sind eine besondere Form von Arbeitszeitkonten und haben 

„Sparbuch-Charakter“. Sie dienen vorrangig dem Zweck, längerfristige Freistellungen unter 

Beibehaltung des Sozialversicherungsschutzes zu ermöglichen. Die Besonderheit liegt also 

darin, dass auch bei Arbeitsunterbrechungen von mehr als einem Monat, denen keine Verein­

barung zur flexiblen Gestaltung der werktäglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit oder dem 

Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen zugrunde liegt (vgl. § 7 Absatz 1a 

Satz 2 SGB IV), der Versicherungsschutz in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen­

versicherung aufrechterhalten wird. Wertguthaben werden durch den Verzicht auf die Aus­

zahlung erarbeiteten Arbeitsentgelts aufgebaut; die Entsparung erfolgt während der späteren 

vollständigen oder teilweisen Freistellung von der Arbeitsleistung. Der Auszahlungsverzicht 

zugunsten des Aufbaus eines Wertguthabens begründet hinsichtlich der dem Wertguthaben 

zugeführten Arbeitsentgelte eine Verschiebung der Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversiche­

rung sowie der Lohnsteuer. Zu dem sich daraus ergebenden Stundungseffekt siehe unter 4.6. 
Zu den möglichen Verwendungszwecken für Wertguthaben siehe unter 4.4. 

Für Zeiten der Freistellung von mehr als drei Monaten bleibt das sozialversicherungspflich­

tige Beschäftigungsverhältnis also nur bestehen, wenn die Freistellung von der Arbeitsleistung 

auf der Grundlage einer Wertguthabenvereinbarung nach § 7b SGB IV erfolgt. Bedeutsames 

Abgrenzungskriterium zu den vorstehend dargestellten sonstigen flexiblen Arbeitszeitrege­

lungen und zugleich Prüfungsmaßstab für den Fortbestand des Sozialversicherungsschutzes 

ist somit die Beschäftigungsfiktion nach § 7 Absatz 1a Satz 1 SGB IV. Diese Rechtsnorm fin­

giert in der Freistellungsphase das Bestehen eines sozialversicherungspflichtigen Beschäfti­

gungsverhältnisses, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass während der (mehr als einen 

Monat dauernden) Freistellung ein angemessenes Arbeitsentgelt aus einem Wertguthaben 

bezogen wird (siehe dazu unter 5.5). 

Hinweis:  
Die Höchstbegrenzung der Beschäftigungsfiktion auf Freistellungen bis zu drei Monaten Dauer nach § 7 
Absatz 1a Satz 2 SGB IV gilt nur für sonstige flexible Arbeitszeitregelungen; auf Wertguthabenvereinba­
rungen findet sie keine Anwendung. Daraus folgt jedoch zugleich, dass für Freistellungen von mehr als drei 
Monaten zwingend ein Wertguthabenkonto mit umfangreichen sozialversicherungsrechtlichen Aufzeich­
nungspflichten zu führen ist. 

4 Langzeitkonten nach § 10 Absatz 6 und Absatz 7  

Langzeitkonten, sowohl nach § 10 Absatz 6 als auch nach § 10 Absatz 7, dienen der Ansparung 

von Entgelt- oder Zeitguthaben über einen längeren Zeitraum, um später eine längerfristige 

Freistellung von der Arbeit oder eine Reduzierung der Arbeitszeit zu ermöglichen. Wie oben 

ausgeführt, muss dafür eine Wertguthabenvereinbarung nach § 7b SGB IV geschlossen wer­

den. Diese muss unter anderem vorsehen, dass Arbeitsentgelt in das Wertguthaben einge­
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bracht wird, um es für Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung oder der Verringerung 

der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zu entnehmen. Das Wertguthaben ist also grundsätz­

lich in Geld zu führen und nicht in Zeit. 

4.1 Das Langzeitkonto nach § 10 Absatz 6 

4.1.1 Allgemeines  

Als tarifvertragliche Öffnungsklausel sieht § 10 Absatz 6 Satz 1 vor, dass der Arbeitgeber mit 

der/dem Beschäftigten auf individueller Basis die Einrichtung eines Langzeitkontos vereinba­

ren kann. Hierdurch wird die Möglichkeit geschaffen, dass Beschäftigte - abweichend von den 

im Übrigen geltenden tarifvertraglichen Regelungen zur Fälligkeit des Arbeitsentgelts nach 

§ 24 Absatz 1 - auf freiwilliger Basis auf die Auszahlung eines Teils ihres bereits erarbeiteten 

Arbeitsentgelts verzichten können, um diesen für eine spätere Freistellung längerfristig anzu­

sparen. Die Tarifnorm ist als „Kann-Regelung“ ausgestaltet. Es handelt sich somit um ein frei­

williges Angebot des Arbeitgebers; einen Rechtsanspruch auf Einrichtung eines Langzeitkon­

tos haben Beschäftigte nicht. 

Die Tarifvertragsparteien haben in § 10 Absatz 6 für die Einrichtung von Langzeitkonten ledig­

lich einen minimalen Rahmen vorgegeben und überlassen im Übrigen deren nähere Ausge­

staltung den Arbeitsvertragsparteien. Zu beachten sind jedoch - neben den gesetzlichen Re­

gelungen zu Wertguthaben - die beiden tariflichen Maßgaben des Satzes 2. Dieser schreibt ei­

nerseits die Beteiligung des Betriebs-/Personalrats vor sowie andererseits, dass eine Regelung 

zur Insolvenzsicherung zu treffen ist, sofern der Arbeitgeber insolvenzfähig ist (siehe dazu un­

ter 5.7).  

Hinweis:  
Die in § 10 Absatz 6 Satz 2 tariflich normierte Verpflichtung zur Beteiligung des Betriebs- bzw. Personal­
rats hat konstitutiven Charakter. Sofern es sich bei der Einführung eines Arbeitszeitmodells nämlich um 
eine Einzelangelegenheit handelt, liegt insoweit kein Anwendungsfall des § 80 Absatz 1 Nr. 3 BPersVG oder 
§ 87 Absatz 1 Nr. 2 und Nr. 3 BetrVG vor. 

4.1.2 Begrenzter Bestandsschutz für Wertguthaben nach § 10 Absatz 6 

Die Tarifnorm des § 10 Absatz 6 existiert mit unverändert gebliebenem Wortlaut zwar bereits 

seit dem Inkrafttreten des TVöD am 1. Oktober 2005. Die Gewerkschaften hatten den gesam­

ten Abschnitt II des TVöD und damit auch den § 10 jedoch form- und fristgerecht zum 

31. Dezember 2024 gekündigt. Er existierte danach also zunächst nur noch im Rahmen der 

Nachwirkung nach § 4 Absatz 5 Tarifvertragsgesetz (TVG). Durch die Tarifeinigung vom 

6. April 2025 wurde die betreffende Tarifnorm dann rückwirkend zum 1. Januar 2025 wieder 

neu vereinbart und als Teil des Abschnitts II „Arbeitszeit“ wieder in Kraft gesetzt. Dadurch 

handelt es sich bei § 10 jedoch rechtlich um eine Neuregelung. Daraus ergeben sich aus dem 
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Sozialversicherungsrecht Konsequenzen hinsichtlich der Frage, ob die Wertguthabenverein­

barungen in Zeit oder in Geld geführt werden können.  

Die in der Vergangenheit abweichend von § 7d Absatz 1 SGB IV zulässige Führung von Wert­

guthaben „in Zeit“ ist nach der Übergangsregelung des § 116 SGB IV grundsätzlich nur für 

solche Wertguthaben erlaubt, die bereits am 1. Januar 2009 als Zeitguthaben geführt wurden. 

Diese Übergangsregelung für bestehende Wertguthaben gilt nach § 116 SGB IV allerdings 

auch für neue Wertguthaben auf der Grundlage früherer Vereinbarungen. Für neu vereinbarte 

Wertguthaben findet die Übergangsregelung somit nur noch Anwendung, solange damit eine 

vor dem Stichtag 1. Januar 2009 bestehende tarif- oder betriebsrechtliche Vereinbarung um­

gesetzt wird.  

In Bezug auf die Tarifnorm des § 10 Absatz 6 ergibt sich daraus Folgendes: 

Wertguthabenvereinbarungen für Langzeitkonten, die nach der Tarifeinigung über das er­

neute Inkrafttreten des § 10 Absatz 6 am 6. April 2025 zwischen den Vertragsparteien neu 

vereinbart werden - egal ob es sich um Langzeitkonten aufgrund individueller einzelvertragli­

cher Vereinbarung oder um ein einzelvertragliches Langzeitkonto aufgrund einer nach diesem 

Stichtag einvernehmlich geschlossenen Betriebs-/Dienstvereinbarung in Verbindung mit den 

entsprechenden Regelungen aus dem Bundespersonalvertretungsgesetz (§ 63 i. V. m. § 80 Ab­

satz 1 Nr. 3 BPersVG) handelt - können nur noch als Arbeitsentgeltguthaben in Euro-Beträgen 

geführt werden, einschließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozial­

versicherungsbeitrag (§ 7d Absatz 1 Satz 1 SGB IV). Arbeitszeitguthaben sind dabei in Arbeits­

entgelt umzurechnen (§ 7d Absatz 1 SGB IV). Bezüglich weiterer Einzelheiten dazu wird auf 

die entsprechenden Hinweise zu Langzeitkonten nach § 10 Absatz 7 verwiesen (siehe dazu un­

ter 4.2). 

Bestandsschutz gilt nur für laufende Langzeitkonten auf Grundlage von § 10 Absatz 6, soweit 

diese bereits vor der Tarifeinigung über das erneute Inkrafttreten des § 10 Absatz 6 individuell 

vereinbart wurden; die so als Zeitguthaben geführten Wertguthaben dürfen weiterhin in Zeit 

geführt werden. 

Dies gilt auch für vor diesem Zeitpunkt geschlossene Betriebs- bzw. Dienstvereinbarungen auf 

Grundlage des § 10 Absatz 6 in Verbindung mit den entsprechenden Regelungen aus dem 

Bundespersonalvertretungsgesetz (§ 63 i. V. m. § 80 Absatz 1 Nr. 3 BPersVG). Derartige kol­

lektivrechtliche Regelungen, die auf betrieblicher Ebene den Rahmen zur Einrichtung von 

Langzeitkonten festlegen, behalten für die Dauer ihrer Laufzeit bzw. bis zu ihrer Änderung 

Gültigkeit. Auch bei ihnen handelt es sich um frühere Vereinbarungen im Sinne der Überg­

angsregelung für bestehende Wertguthaben nach § 116 Absatz 1 Teilsatz 2 SGB IV. Für Wert­

guthaben, die auf der Grundlage dieser betrieblichen Regelungen individuell vereinbart wur­
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den und werden, besteht weiterhin die Wahlmöglichkeit, die betreffenden Langzeitkonten als 

Zeitguthaben oder Arbeitsentgeltguthaben zu führen.  

Unabhängig von der Frage, ob die Langzeitkonten nun als Zeit- oder Entgeltguthaben zu füh­

ren sind, ist stets Folgendes zu beachten: Auch Langzeitkonten auf Basis von § 10 Absatz 6, 

die längerfristige Freistellungen vorsehen (seit 1. Januar 2012 mehr als drei Monate; zuvor 

mehr als ein Monat), können infolge der Vorgaben des § 7b SGB IV nur auf Basis einer Wert­

guthabenvereinbarung geschlossen werden. Längerfristige Freistellungen im Rahmen einer 

solchen Wertguthabenvereinbarung sind an viele Bedingungen geknüpft (z. B. über Aufzeich­

nungspflichten, Werterhaltungsgarantie, Störfallabrechnung bei nicht planmäßiger Verwen­

dung und Insolvenzsicherung), auf die an dieser Stelle nicht im Detail eingegangen wird.  

4.1.3 Keine neuen Betriebs- und Dienstvereinbarungen mehr nach § 10 Absatz 6 i. V. m 

§ 63 BPersVG 

Bei der neuen Tarifnorm des § 10 Absatz 7, die § 10 Absatz 6 ergänzt und nunmehr die Ein­

richtung von Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene regelt, handelt es sich insoweit um die 

speziellere Vorschrift. Folgerichtig ist seit 1. Juli 2025 der Abschluss entsprechender neuer Be­

triebs- und Dienstvereinbarungen zu Langzeitkonten nur noch nach den Maßgaben dieser 

spezielleren und jüngeren Tarifnorm zulässig. Die bis dahin bestehende Möglichkeit auch auf 

der Grundlage des § 10 Absatz 6 in Verbindung mit den entsprechenden Regelungen aus dem 

BPersVG (§ 63 i. V. m. § 80 Absatz 1 Nr. 3 BPersVG) Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene 

einrichten zu können, ist damit entfallen; § 10 Absatz 7 entfaltet insoweit Sperrwirkung, weil 

diese neue Tarifnorm die zuvor insoweit bestehende Regelungslücke ausfüllt. Folgerichtig be­

schränkt sich der Anwendungsbereich des § 10 Absatz 6 nunmehr nur noch auf individual­

rechtliche Vereinbarungen zur Einrichtung von Langzeitkonten, sofern keine Betriebsverein­

barung oder einvernehmliche Dienstvereinbarung nach § 10 Absatz 7 besteht.  

4.1.4 Anforderungen an ein Langzeitkonto gemäß § 10 Absatz 6 

Die sich aus dem Sozialrecht ergebenden Anforderungen an Langzeitkonten behandelt dieses 

Rundschreiben im Folgenden ausgehend von der neu aufgenommenen Vorschrift des § 10 

Absatz 7. Werden individuelle Langzeitkonten nach § 10 Absatz 6 neu vereinbart, ohne dass 

diesen eine vor dem 6. April 2025 geschlossene Dienst- oder Betriebsvereinbarung zugrunde 

liegt (siehe dazu unter 4.1.2) und keine Betriebsvereinbarung oder einvernehmliche Dienstver­

einbarung nach § 10 Absatz 7 besteht, unterliegen diese denselben Anforderungen, sodass die 

Ausführungen dieses Rundschreibens insoweit übertragbar sind. 

4.2 Langzeitkonten gemäß § 10 Absatz 7 

Der neu eingefügte § 10 Absatz 7 ergänzt ab dem 1. Juli 2025 die zuvor bestehende Regelung 

des Absatzes 6 (siehe dazu unter 4.1) um eine tarifliche Rahmenregelung, die den Abschluss 
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kollektivrechtlicher Regelungen zu Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene regelt. Zwar war 

die Einrichtung eines Langzeitkontos auf betrieblicher Ebene auch schon in der Vergangenheit 

möglich (siehe dazu unter 4.1.3); im TVöD war dies aber bislang nicht ausdrücklich geregelt. 

Im Blickpunkt des § 10 Absatz 6 stand in erster Linie die individualrechtliche Vereinbarung 

von Langzeitkonten zwischen den Arbeitsvertragsparteien. 

Bei § 10 Absatz 7 handelt es sich nun um eine neue tarifliche Rahmenregelung, die sicherstel­

len soll, dass Betriebs- oder einvernehmliche Dienstvereinbarungen über die Einrichtung eines 

Langzeitkontos den gesetzlichen Anforderungen des SGB IV genügen. Die Dienstvereinbarung 

soll den rechtlichen Rahmen für die zwischen der/dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber zu 

schließenden individuellen Wertguthabenvereinbarung setzten. Aufgrund der Wertguthaben­

vereinbarung wird ein in Geld geführtes Wertguthaben aufgebaut, das später entsprechend 

dem vereinbarten Verwendungszweck durch ratierliche Auszahlungen abzubauen ist. Die 

Wertguthabenvereinbarung nach § 7b SGB IV soll dafür Regelungen zur individuellen Anspar- 

und Entsparphase enthalten.  

Bei anteiligem Ansparen von Entgeltteilen liegt folgendes rechtliches Konstrukt zugrunde: Ar­

beitsrechtlich stehen Arbeitsleistung und Vergütungsanspruch während der aktiven Arbeits­

phase im Synallagma. Die Erfüllung des Anspruchs auf Entlohnung der erbrachten Arbeitsleis­

tung nach § 611 a Absatz 2 BGB erfolgt durch Abrechnung und Auszahlung im jeweiligen Mo­

nat. Gemäß § 614 BGB tritt die Fälligkeit des Arbeitsentgelts grundsätzlich nach Erbringung 

der Arbeitsleistung ein. Über die Wertguthabenvereinbarung wird die Fälligkeit hinsichtlich 

des in das Wertguthabenkonto einzubringenden Anteils an Arbeitsentgelt einvernehmlich auf 

den Zeitpunkt der Auszahlung aus dem Wertguthaben verschoben (siehe auch die steuer­

rechtliche Wertung des BFH, Urteil vom 22.2.2018 – VI R 17/16, FG Köln, Urteil vom 

26.4.2016 – 1 K 1191/12). Damit wird mit der Einbringung des in der Wertguthabenvereinba­

rung festgelegten Anteils vom Arbeitsentgelt der unmittelbare Entgeltanspruch der/des Be­

schäftigten gegenüber dem Arbeitgeber in dieser Höhe erfüllt. 

4.3 (Mindest-)Voraussetzungen für eine Wertguthabenvereinbarung nach § 7b SGB IV 

Wie oben ausgeführt, setzt die Einrichtung eines Langzeitkontos den Abschluss einer Wert­

guthabenvereinbarung nach § 7b SGB IV voraus. Dabei ist folgendes zu beachten:  

• Bei der dazu individuell zwischen der/dem Beschäftigten und der Dienststelle zu schlie­

ßenden Vereinbarung handelt es sich um eine Ergänzung zum Arbeitsvertrag. Das Ge­

setz schreibt die Schriftform für diese Vereinbarung vor (§ 7b Nr. 1 SGB IV).  

• Zudem muss sich aus der schriftlichen Vereinbarung klar ergeben, welche Zielsetzung 

mit dem Aufbau des Wertguthabens verfolgt wird (§ 7b Nr. 2 SGB IV). Danach ergibt 

sich das Ziel der Vereinbarung aus der Abgrenzung zu sonstigen flexiblen Arbeitszeitre­

gelungen nach § 7 Absatz 1a Satz 2 SGB IV; d. h. aus dem Wertguthaben muss entweder 
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eine längerfristige Freistellung von mehr als einem Monat (§ 7b Nr. 2 SGB IV) oder eine 

längerfristige Verringerung der Arbeitszeit (§ 7b Nr. 3 SGB IV) finanziert werden. Zu 

welchen Zwecken das Wertguthaben verwendet werden kann siehe 4.4. 

• Wertguthaben sind in Geld zu führen, nämlich als Arbeitsentgeltguthaben einschließ­

lich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag 

(§ 7d Absatz 1 Satz 1 SGB IV), sofern kein Bestandsschutz nach § 116 SGB IV gegeben 

ist (siehe dazu unter 4.1.2).  

• In der Zeit der Freistellung muss ein angemessenes Arbeitsentgelt gezahlt werden. 

Dazu muss es sich im Rahmen zwischen 70 v. H. und 130 v. H. des durchschnittlich ge­

zahlten Arbeitsentgelts, das in den vorangegangenen zwölf Kalendermonaten bezogen 

wurde, bewegen (§ 7 Absatz 1a Satz 1 Nr. 2 SGB IV i. V. m. dem Gemeinsamen Rund­

schreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 31. März 2009). Wurde 

während der Arbeitsphase eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ausgeübt, 

darf das in der Freistellungsphase fällige Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze nach 

§ 8 Absatz 1 Nr. 1 SGB IV nicht unterschreiten (§ 7b Nr. 5 SGB IV); in 2026 beträgt diese 

603 Euro pro Monat.  

• Insolvenzschutz des Wertguthabens (§ 7e SGB IV), sofern der Arbeitgeber insolvenzfä­

hig ist (siehe dazu unter 5.7). 

4.4 Verwendungszweck 

Für welchen Zweck das Wertguthaben aufgrund einer Vereinbarung nach § 7b SGB IV ver­

wendet werden kann, regelt § 10 Absatz 7 Satz 2 unter Rückgriff auf die gesetzliche Norm des 

§ 7c SGB IV. Bei den dort gesetzlich genannten Verwendungszwecken handelt es sich jedoch 

um keine abschließende Aufzählung, sondern um beispielhafte Vorschläge des Gesetzgebers. 

Dazu stellt Absatz 2 des § 7c SGB IV klar, dass die Vertragsparteien die Zwecke, für die das 

Wertguthaben in Anspruch genommen werden kann, abweichend regeln können. Dies ver­

deutlicht zugleich der Wortlaut der Tarifnorm; siehe dazu das Wort „insbesondere“, das der 

im Klammerzusatz enthaltenen Aufzählung möglicher Verwendungszwecke vorangestellt 

wurde. Die in der gesetzlichen und tariflichen Regelung genannten Verwendungszwecke sind 

also abdingbar und können sowohl in der kollektivrechtlichen Rahmenregelung als auch in 

der individuellen, schriftlichen Wertguthabenvereinbarung ganz oder teilweise ausgeschlos­

sen werden. Welche Verwendungszwecke konkret gelten sollen, entscheiden somit alleine die 

Vertragsparteien. Das heißt, es müssen nicht alle der in § 7c Absatz 1 SGB IV bzw. der Tarif­

norm genannten Verwendungszwecke zugelassen werden.  

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) weist darauf hin, dass in der schriftlich 

abzuschließenden Wertguthabenvereinbarung zumindest festgeschrieben sein muss, dass das 

Wertguthaben für eine Freistellung angespart wird. Der genaue Freistellungszweck kann, 
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muss aber nicht, vorher festgelegt werden.2 Bereits in der Betriebsvereinbarung/einvernehm­

lichen Dienstvereinbarung sollte der gemeinsame Wille der Betriebsparteien bzw. von Dienst­

stelle und Personalvertretung hinsichtlich der Verwendungsmöglichkeiten und -beschränkun­

gen von Wertguthaben jedoch möglichst klar zum Ausdruck kommen. 

Folgende zwei Arten von Verwendungszwecken unterscheidet das Sozialversicherungsrecht: 

4.4.1 Gesetzlich geregelte Freistellungsansprüche (§ 7c Absatz 1 Nr. 1 SGB IV) 

Die Vertragsparteien können zulassen, dass das Wertguthaben für gesetzlich geregelte voll­

ständige oder teilweise Freistellungen von der Arbeitsleistung oder gesetzlich geregelte Ver­

ringerungen der Arbeitszeit verwendet wird, insbesondere für 

• Pflegezeiten nach § 3 Pflegezeitgesetz - PflegeZG, 

• Familienpflegezeit nach § 2 Familienpflegezeitgesetz - FPfZG, 

• Erziehung und Betreuung eines Kindes nach § 15 Bundeselterngeld- und Elternzeitge­

setz – BEEG, 

• Verringerung der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit nach §§ 8, 9a Teilzeit- und Befris­

tungsgesetz – TzBfG. 

4.4.2 Vertraglich geregelte Freistellungsansprüche (§ 7c Absatz 1 Nr. 2 SGB IV) 

Die Arbeitsvertragsparteien können vertraglich auch vereinbaren, dass das Wertguthaben für 

vollständige oder teilweise Freistellungen von der Arbeitsleistung oder Verringerungen der 

Arbeitszeit verwendet wird, insbesondere für 

• Vorruhestandsregelungen, die unmittelbar vor dem Bezug einer Rente wegen Alters 

nach dem SGB VI liegen (man spricht dann auch von sog. Lebensarbeitszeitkonten, bei 

denen die Freistellung am Ende des Erwerbslebens erfolgt) oder 

• die Teilnahme an beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen (außerhalb von Qualifizie­

rungsmaßnahmen nach § 5). 

4.4.3 Weitere vertraglich geregelte Freistellungsansprüche (§ 10 Absatz 7 Satz 2 TVöD) 

Als weiteren möglichen Zweck, für den das Wertguthaben verwendet werden kann, benennt 

die Tarifnorm sog. Sabbaticals. Dabei handelt es sich um eine zeitliche begrenzte Freistellung 

von der Arbeit, ohne dass das Arbeitsverhältnis beendet wird. Im Unterschied zur Vorruhe­

standsregelung, die eine Brücke zum Renteneintritt bildet und deswegen am Ende des Er­

 
2 Siehe BMAS-Broschüre „Arbeitsleben aktiv gestalten. So profitieren Arbeitgeber und Beschäftigte von 
Wertguthaben.“, Stand Januar 2026, ausdrücklich hingewiesen (Seite 13), 
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-
broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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werbslebens liegt, kehren Beschäftigte nach ihrem Sabbatical wieder ins aktive Arbeitsleben 

zurück.  

4.5 Wertguthaben als Arbeitsentgeltguthaben 

Auf Grundlage von § 10 Absatz 7 auf betrieblicher Ebene neu eingerichtete Langzeitkonten 

dürfen ausschließlich als Arbeitsentgeltguthabenkonten geführt werden (das gilt ebenso für 

neu eingerichtete Langzeitkonten nach § 10 Absatz 6). Das heißt, dass sie nicht in Zeit geführt 

werden dürfen, sondern nur in Euro-Beträgen. Dies folgt aus § 7d Absatz 1 SGB IV, wonach 

Wertguthaben als Bruttoarbeitsentgeltguthaben einschließlich des darauf entfallenden Ar­

beitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu führen sind. Sollen Arbeitszeitgut­

haben eingebracht werden, sind diese vorher in Arbeitsentgelt umzurechnen (siehe dazu unter 

5.2). 

Das als Arbeitsentgeltguthaben geführte Wertguthaben ist statisch und wird nicht dynami­

siert; das heißt, weder allgemeine Entgeltanpassungen noch individuelle Entgelterhöhungen 

(z. B. durch Stufenaufstiege oder Höhergruppierungen) wirken sich auf die bereits eingebrach­

ten Arbeitsentgelte aus. Das SGB IV verpflichtet nicht, die Wertguthaben am Kapitalmarkt an­

zulegen; es ist zulässig, die dem Wertguthaben zugeführten Arbeitsentgeltanteile im Unter­

nehmen zu behalten.3 Die Tarifnorm sieht ebenfalls weder die Anlage des Wertguthabens vor 

noch dessen Verzinsung. Allerdings muss der Arbeitgeber die Werterhaltungsgarantie ge­

währleisten (§ 7d Absatz 3 SGB IV). Danach muss spätestens zum Zeitpunkt der planmäßigen 

Inanspruchnahme des Wertguthabens – also zu Beginn der Entsparphase - ein Rückfluss min­

destens in Höhe des vollen Betrages des angesparten Guthabens zur Verfügung stehen, und 

zwar einschließlich der Arbeitgeberanteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag. 

Dies bedeutet, dass bei einer Umrechnung von Arbeitszeitguthaben in Arbeitsentgelt und des­

sen Einbringung in das Wertguthaben das Arbeitszeitguthaben zum Zeitpunkt der Einbrin­

gung betragsmäßig erhalten bleibt. In der Entsparphase erfolgt die Rückumrechnung des Ent­

gelts in freie Zeit auf Basis des dann geltenden Stundensatzes. Ist der Stundenwert zwischen­

zeitlich gestiegen, kann bei der vollständigen Freistellung von der Arbeitsleistung in der Freis­

tellungsphase oder bei der teilweisen Freistellung oder Verringerung der Arbeitszeit während 

der Phase der Reduzierung der Arbeitszeit entweder weniger Zeit in Anspruch genommen 

werden als in der Ansparphase aufgewendet wurde oder während der Freistellung nur noch 

ein entsprechend reduziertes Entgelt gezahlt werden. 

 
3 Darauf wird in der BMAS-Broschüre „Arbeitsleben aktiv gestalten. So profitieren Arbeitgeber und Beschäftigte 
von Wertguthaben.“, Stand Januar 2026, ausdrücklich hingewiesen (Seite 21), 
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-
broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6


  

Seite 15 von 33 

Änderungen im Steuer-, Sozialversicherungs- und Zusatzversorgungsrecht sowie Änderungen 

der persönlichen Umstände der/des Beschäftigten können den wirtschaftlichen Wert dieses 

Betrags ebenfalls beeinflussen (siehe dazu unter 4.6). 

4.6 Steuerliche, sozialversicherungsrechtliche und zusatzversorgungsrechtliche Be­

handlung 

Im Zeitpunkt der Einbringung von Arbeitsentgelt in das Wertguthaben wird noch nicht dessen 

Versteuerung und Verbeitragung vorgenommen. Aufgrund der Wertguthabenvereinbarung 

verzichtet die/der Beschäftigte bereits vor Fälligkeit des Arbeitsentgelts auf dessen Auszah­

lung. In der Höhe der Einbringung des Arbeitsentgelts in das Wertguthaben findet eine Ver­

schiebung der Beitragsfälligkeit statt. Es ergibt sich also ein Stundungseffekt. Das gilt glei­

chermaßen im Steuerrecht, wo das Prinzip der nachgelagerten Besteuerung Anwendung fin­

det, da während der Ansparphase kein lohnsteuerlich maßgeblicher Zufluss bei der/dem Be­

schäftigten erfolgt. Verbeitragt und versteuert wird zunächst also nur dasjenige Arbeitsent­

gelt, das in der Ansparphase tatsächlich zur Auszahlung gelangt. Auf den Teil des Arbeitsent­

gelts, auf dessen Auszahlung zugunsten der Ansparung im Wertguthabenkonto verzichtet 

wurde (Zeitwertguthaben), werden hingegen erst später zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme 

des Guthabens Sozialversicherungsbeiträge und Lohnsteuern abgeführt. Zur Verbeitragung 

und Besteuerung kommt es somit erst, wenn die/der Beschäftigte wirtschaftlich über das 

Wertguthaben verfügen kann. Dies ist entweder durch die planmäßige Inanspruchnahme des 

Wertguthabens in der Entsparphase (siehe dazu unter 5.4) der Fall oder im Fall der planwidri­

gen Verwendung bei Auflösung des Wertguthabens nach einem Störfall (siehe dazu unter 5.5).  

In der Ansparphase wird nach besonderen beitragsrechtlichen Regelungen zur Verschiebung 

der Beitragsfälligkeit gemäß § 23b Absatz 1 in Verbindung mit § 23 Absatz 1 SGB IV nur das 

Bruttoarbeitsentgelt verbeitragt, welches nach Abzug der für die Einbringung von Entgeltbe­

standteilen in das Wertguthaben vorgesehenen Entgelte noch verbleibt und zahlbar gemacht 

wird. 

Für das in das Wertguthaben eingebrachte Arbeitsentgelt ist auch der Arbeitgeberanteil am 

entsprechenden Gesamtsozialversicherungsbeitrag in das Wertguthaben einzustellen und 

dort gesondert auszuweisen. Bei geringfügig entlohnten Beschäftigten ist der vom Arbeitge­

ber zu entrichtende Pauschalbeitrag als Arbeitgeberanteil anzusetzen.  

Sollen Arbeitsentgelte oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze des jeweiligen Versicherungs­

zweigs in das Wertguthaben eingebracht werden, ist der Arbeitgeberanteil zur Sozialversiche­

rung bezogen auf die volle Höhe des Arbeitsentgelts in das Wertguthaben einzustellen und 

nicht auf den Betrag unterhalb der entsprechenden Beitragsbemessungsgrenze zu beschrän­
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ken. Denn in der Freistellungsphase wird ein oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze erziel­

tes Arbeitsentgelt regelmäßig beitragspflichtig entspart4.  

Vom Arbeitgeber im Falle des Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze in der Kranken­

versicherung geleistete Beitragszuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung nach § 257 

SGB V beziehungsweise § 61 SGB XI gehören indes nicht zum Gesamtsozialversicherungsbei­

trag und sind deshalb nicht ins Wertguthaben einzustellen. 

Grundsätzlich handelt es sich bei steuerpflichtigem Arbeitsentgelt um zusatzversorgungs­

pflichtiges Entgelt (§ 15 Absatz 2 Satz 1 Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung 

der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) bzw. § 64 

Absatz 4 Satz 1 Satzung der VBL (VBLS)); Ausnahmen von diesem Grundsatz sind in der An­

lage 3 zum ATV bzw. in den Ausführungsbestimmungen zu § 64 Absatz 4 VBLS geregelt. Die­

sem Grundsatz folgend gilt hinsichtlich der zeitlichen Zuordnung des zusatzversorgungs­

pflichtigen Entgelts das sogenannte Zuflussprinzip. Die Zusatzversorgungspflicht greift dem­

nach in dem Zeitpunkt, in dem das steuerpflichtige Arbeitsentgelt der/dem Beschäftigten zu­

fließt. Arbeitsentgelt, das in der Ansparphase in ein Wertguthaben eingebracht wird, fließt 

der/dem Beschäftigten nicht zu; Der Zufluss erfolgt erst in der Entsparphase im Rahmen der 

ratierlichen Auszahlung (§ 64 Absatz 6 Satz 1 i. V. m. § 66a Absatz 4 VBLS).  

Hiervon abweichend kann zwischen dem Arbeitgeber und der/dem Beschäftigten gemäß Ab­

satz 10 der Ausführungsbestimmungen zu § 64 Absatz 4 Satz 1 VBLS vereinbart werden, dass 

Bestandteile des Arbeitsentgelts, die steuerfrei in ein Zeitwertkonto eingebracht werden, be­

reits zum Zeitpunkt der Einbringung zusatzversorgungspflichtig sein sollen. Wird eine ent­

sprechende Vereinbarung geschlossen und das Entgelt insofern bereits zum Zeitpunkt der 

Einbringung in das Zeitwertkonto zusatzversorgungspflichtig, entfällt die Zusatzversorgungs­

pflicht bezogen auf das während der Freistellung aus dem Wertguthaben gezahlten Entgelt.  

Hinweis:  
Angesichts der Zielstellung, im Rahmen einer Pflichtversicherung über die VBL in Ergänzung der gesetzli­
chen Rente eine zusätzliche Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung zu gewährleisten, 
wird jedenfalls in Fällen langfristiger Ansparmodelle sowie beim Ansparen von Arbeitsentgelt (siehe dazu 
unter 5.2) dringend angeraten, bereits in der zu schließenden Dienstvereinbarung von der Ausnahme in 
Absatz 10 der Ausführungsbestimmungen zu § 64 Absatz 4 Satz 1 VBLS Gebrauch zu machen und vorzuse­
hen, dass die Zusatzversorgungspflicht bereits im Zeitpunkt des Einbringens von Arbeitsentgelt in das 
Wertguthaben entsteht. Dabei ist sicherzustellen, dass die getroffene Vereinbarung insofern einmalig und 
für die gesamte Dauer der Wertguthabenvereinbarung gelten muss. Die Dienstvereinbarung ist in der indi­
viduellen Vereinbarung in Bezug zu nehmen. 
Durch die Anwendung der Regelung würden negative Auswirkungen infolge des verringerten Aufbaus der 
Anwartschaften für die Betriebsrente vermieden. Auch würden die jeweiligen persönlichen Altersfaktoren 
der/des Beschäftigten zum Zeitpunkt der Einbringung des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts in das 

 
4 vgl. Frage-Antwortkatalog des GKV-Spitzenverbands, der Deutschen Rentenversicherung Bund und der 
Bundesagentur für Arbeit zum Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht für flexible Arbeitszeitregelungen vom 
13.04.2010, Antwort auf Frage 1 zu Ziffer 6; https://www.deutsche-
rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summar
um/rundschreiben/2010/april_frage_antwortkatalog_pdf?nn=6a097da6ca84ce5471c1751e 

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/rundschreiben/2010/april_frage_antwortkatalog_pdf?nn=6a097da6ca84ce5471c1751e
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/rundschreiben/2010/april_frage_antwortkatalog_pdf?nn=6a097da6ca84ce5471c1751e
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/rundschreiben/2010/april_frage_antwortkatalog_pdf?nn=6a097da6ca84ce5471c1751e
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Wertguthaben Berücksichtigung finden. Der Altersfaktor berücksichtigt das Lebensalter beim Erwerb der 
Versorgungspunkte und die zugesagte Verzinsung. Damit wird unter anderem auch der vom Lebensalter 
abhängigen Dauer der Ansparphase der eingezahlten Beiträge Rechnung getragen. Je jünger die/der in der 
VBL Pflichtversicherte ist, desto höher ist der Altersfaktor aufgrund der größeren Zinseszins-Effekte. Über­
dies können negative Auswirkungen auf die Altersversorgung im Störfall sowie im Fall der Übertragung des 
Wertguthabens auf einen anderen Arbeitgeber oder auf die Deutsche Rentenversicherung Bund vermieden 
werden (siehe dazu unter 5.5 und 5.6).  

5 Regelungsinhalt einer Dienstvereinbarung und individuell vorzusehende Regelungen 

Arbeitgeber und Personalvertretung sind bei der inhaltlichen Ausgestaltung einer einver­

nehmlichen Dienstvereinbarung zur Einrichtung von Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene 

weitgehend frei, solange die in der Tarifnorm des § 10 Absatz 7 Satz 3 genannten (Mindest-) 

Regelungsinhalte abgedeckt sind und die geltenden gesetzlichen Vorgaben beachtet werden 

(sozialversicherungsrechtlich zu Wertguthaben bzw. steuerrechtlich zu Zeitwertguthaben). 

Dies gilt gleichermaßen für die Betriebsparteien im Anwendungsbereich des Betriebsverfas­

sungsgesetzes (BetrVG). 

Hinweis:  
Hinsichtlich der zwingend zu beachtenden sozialversicherungsrechtlichen Vorgaben haben die Spitzenor­
ganisationen der Sozialversicherung, das Gemeinsame Rundschreiben vom 31. März 2009 („Sozialrechtli­
che Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen; Auswirkungen des Gesetzes zur Verbesserung der Rah­
menbedingungen für die Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen und zur Änderung anderer Gesetze 
auf das Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht“) herausgegeben5. Dieses ist auf der Internetseite der 
Deutschen Rentenversicherung abrufbar, ebenso wie der ergänzende „Frage-Antwortkatalog zum Versi­
cherungs-, Beitrags- und Melderecht für flexible Arbeitszeitregelungen“ vom 13. April 20106 sowie die Ge­
meinsame Verlautbarung zum Fortbestand des Versicherungsverhältnisses bei Arbeitsunterbrechungen 
ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt vom 13. März 2013.7 

Dabei gilt es zu beachten, dass die dreimonatige Beschäftigungsfiktion nach § 7 Absatz 1a Satz 2 SGB IV 
erst mit Wirkung vom 1. Januar 20128 normiert wurde. Dadurch wurde die Möglichkeit geschaffen, flexible 
Arbeitszeitmodelle mit einer Freistellung von bis zu drei Monaten ohne die sozialversicherungsrechtlichen 
Vorgaben für Wertguthabenvereinbarungen nach §§ 7a ff. SGB IV führen zu können. Zuvor ging das nur 
bei Freistellung von längstens einem Monat (Basisregelung nach § 7 Absatz 3 Satz 1 SGB IV). Die betref­
fende Ausnahmeregelung ist damit jünger als das vorstehend genannte gemeinsame Rundschreiben der 
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 31. März 2009 sowie der Frage-Antwortkatalog vom 
13. April 2010. Folgerichtig sind die dortigen Durchführungshinweise insoweit punktuell überholt. 

Zu den steuerrechtlichen Vorgaben wird auf das Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen „Lohn-
/einkommensteuerliche Behandlung sowie Voraussetzungen für die steuerliche Anerkennung von Zeitwert­
konten-Modellen; Organe von Körperschaften“ vom 17. Juni 2009 (BStBl 2009 I S. 1286) - IV C 5 - 

 
5 https://www.deutsche-
rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summar
um/rundschreiben/2009/rs_flexi_gesetz_pdf.html 
6 https://www.deutsche-
rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summar
um/rundschreiben/2010/april_frage_antwortkatalog_pdf.html 
7.https://www.deutsche-
rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summar
um/rundschreiben/2013/maerz_2013_gemeinsame_verlautbarung_arbeitsunterbrechungen_pdf.pdf?__blob=pub
licationFile&v=2  
8 Siehe Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a i. V. m. Art. 23 Absatz 1 des Vierten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3057). 

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/rundschreiben/2013/maerz_2013_gemeinsame_verlautbarung_arbeitsunterbrechungen_pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/rundschreiben/2013/maerz_2013_gemeinsame_verlautbarung_arbeitsunterbrechungen_pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/rundschreiben/2013/maerz_2013_gemeinsame_verlautbarung_arbeitsunterbrechungen_pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/rundschreiben/2013/maerz_2013_gemeinsame_verlautbarung_arbeitsunterbrechungen_pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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S2332/07/004 - 2009/0406609 - unter Berücksichtigung der Änderungen vom 8. August 2019 (BStBl 2019 
I S. 874) - IV C 5 - S 2332/07/0004 :004 - 2019/0686812 - verwiesen.9 

Hilfreiche allgemeine Hinweise zu Wertguthabenvereinbarungen finden sich zudem auf der Internetseite 
des BMAS: Broschüre „Arbeitsleben aktiv gestalten. So profitieren Arbeitgeber und Beschäftigte von Wert­
guthaben.“ (Stand Januar 2026)10 sowie FAQ-Sammlung zu Wertguthaben  (Stand 22. April 2024)11.  

Dabei gibt die Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung lediglich einen Rahmen vor. Sie regelt die 

wesentlichen Grundlagen und sollte in den dort vorgegebenen Grenzen eine individuelle Aus­

gestaltung zulassen. Darauf fußt dann die zusätzlich noch zu schließende einzelvertragliche 

Vereinbarung, mit der die näheren Einzelheiten der Wertguthabenvereinbarung konkret aus­

gestaltet werden. Der Abschluss der einzelvertraglichen Vereinbarung bindet beide Vertrags­

parteien gleichermaßen. Änderungen sind daher nur einvernehmlich möglich. Vom Rechts­

charakter her handelt es sich bei der Wertguthabenvereinbarung um eine Ergänzung zum Ar­

beitsvertrag, weshalb das Gesetz dafür die Schriftform vorschreibt (§ 7b Nr. 1 SGB IV), siehe 

dazu auch Ziffer 4.3.  

Neben dem Ziel, durch eine größere Flexibilität bei der Arbeitszeit die aktuelle Motivation der 

Beschäftigten zu steigern, sollte bei der Ausgestaltung der Betriebs-/Dienstvereinbarung vor 

Ort den dienstlichen Erfordernissen hinreichend Rechnung getragen werden: Insbesondere ist 

die Sicherstellung des Dienstbetriebs auch für die Zeiten der zukünftigen Freistellungsphasen 

zu bedenken. 

Hierfür gilt es, im Wege der vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Betriebs- bzw. Perso­

nalrat bei der Ausgestaltung der Betriebs-/Dienstvereinbarung eine ausgewogene Balance 

zwischen den unterschiedlichen Interessen zu finden. Dazu sollte zwischen der Dienststelle, 

den Beschäftigten, die die Einrichtung eines Langzeitkontos für sich wünschen, aber auch den 

übrigen Beschäftigten ohne Langzeitkonto untereinander ein Ausgleich der Interessenlagen 

angestrebt werden. 

Die Dienststellen sollten also schon bei der Etablierung und der späteren Bewilligung von 

Langzeitkonten darauf achten, dass sich aus dem flexiblen Arbeitszeitmodell für einzelne Be­

schäftigte der Dienststelle keine unangemessenen Mehrbelastungen für andere Beschäftigte 

oder negative Auswirkungen auf den Dienstbetrieb ergeben. Daraus kann sich sowohl die 

Notwendigkeit einer Begrenzung der Fallzahlen durch die Vereinbarung einer sog. Überforde­

rungsschutzklausel12 ergeben als auch eine Beschränkung der Ansparmöglichkeiten des Wert­

 
9 https://lsth.bundesfinanzministerium.de/lsth/2023/B-Anhaenge/Anhang-31a/anhang-31-a.html 
10 https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-
broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6  
11 https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Arbeitsrecht/Teilzeit-flexible-Arbeitszeit/Wertguthaben/Fragen-und-
Antworten/faq-art.html 
12 Beispiel: Das Altersteilzeitgesetz schrieb als zwingende Anspruchsvoraussetzung vor, dass bei einer über fünf 
vom Hundert der Arbeitnehmer des Betriebes hinausgehenden Inanspruchnahme die freie Entscheidung des 
Arbeitgebers sichergestellt sein muss (§ 3 Absatz 1 Nr. 3 AtG 1996). 

https://lsth.bundesfinanzministerium.de/lsth/2023/B-Anhaenge/Anhang-31a/anhang-31-a.html
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Arbeitsrecht/Teilzeit-flexible-Arbeitszeit/Wertguthaben/Fragen-und-Antworten/faq-art.html
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Arbeitsrecht/Teilzeit-flexible-Arbeitszeit/Wertguthaben/Fragen-und-Antworten/faq-art.html
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guthabenkontos, was sich unmittelbar auf die zulässige Höchstdauer der Freistellung aus­

wirkt.  

Soweit neben dem Ansparen von Entgeltbestandteilen auch die Umwandlung von Zeitgutha­

ben zugelassen wird (z. B. nicht in Freizeit ausgeglichene Überstunden oder Übertragung von 

Plusstunden aus Gleitzeitkonten), sind Fehlanreize hinsichtlich der individuellen Gestaltung 

der Arbeitszeit zu vermeiden. Die Beschäftigten und deren Führungskräfte tragen dabei ein 

besonderes Maß an Eigenverantwortung. Dies betrifft insbesondere auch die Einhaltung der 

arbeitszeitrechtlichen Bestimmungen (z. B. tägliche Höchstarbeitszeiten, Ruhepausen, Ruhe­

zeiten, Sonn- und Feiertagsruhe). Verstöße gegen die betreffenden Vorschriften des Arbeits­

zeitgesetzes sind straf- und bußgeldbewehrt. 

Nach welchen Regelungen ein Langzeitkonto konkret geführt wird, ergibt sich also einerseits 

aus der Betriebs-/Dienstvereinbarung, die in ihrer Ausgestaltung möglichst konkrete Vorga­

ben zu den nach § 10 Absatz 7 vorgesehenen Regelungsbestandteilen beinhalten sollte, und 

andererseits aus der zwischen der/dem Beschäftigten und der Dienststelle individuell abzu­

schließenden Wertguthabenvereinbarung.  

Wird das Langzeitkonto nach § 10 Absatz 7 aufgrund einer Betriebs- bzw. einvernehmlichen 

Dienstvereinbarung geführt, so sollte diese den rechtlichen Rahmen vorgeben. Es wird daher 

empfohlen, diese Regelung auf betrieblicher Ebene möglichst umfassend und detailliert zu 

gestalten, um dann nur noch die individuell vorzusehenden Festlegungen im Rahmen der 

Wertguthabenvereinbarung zwischen der/dem Beschäftigten und der Dienststelle einzelver­

traglich zu ergänzen. Diese einzelvertragliche Ergänzung soll der Dienststelle und der/dem 

Beschäftigten zugleich als Planungsgrundlage dienen, indem nach Möglichkeit insbesondere 

der Zeitpunkt, die Dauer und die Art der angestrebten Freistellung (bei Sabbaticals oder Vor­

ruhestandsregelungen einschließlich des geplanten Zeitraums) sowie die vorgesehene Höhe 

des Entgelts während der Freistellungs-/Teilzeitbeschäftigungsphase angegeben werden. 

Auch etwaige Mitteilungspflichten (z. B. Ankündigungsfristen im Hinblick auf die geplante 

Entsparphase) sollten darin festgelegt werden.  

Hinweis:  
Die folgenden Hinweise sollen die zentrale Verwaltung von Langzeitkonten durch Dienstleistungsbehörden 
wie das Bundesverwaltungsamt (BVA) ermöglichen. Abweichungen können dazu führen, dass die Adminis­
tration des Langzeitkontos (ggf. manuell) auf Ebene der betreffenden Dienststelle erfolgen muss oder die 
zusätzlichen Aufwände der Dienstleistungsbehörde z. B. durch Stellenübertragungen oder Sachmittel kom­
pensiert werden müssen. 

Langzeitkonten dienen der Ermöglichung einer längerfristigen Freistellung von der Arbeit 

oder Reduzierung der Arbeitszeit unter Beibehaltung des bestehenden Beschäftigungsverhält­

nisses und des damit verbundenen Sozialversicherungsschutzes. Ihre Inanspruchnahme soll 

sich nicht auf den Versichertenstatus in der Sozialversicherung auswirken und die Ansprüche 
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und Rechte Dritter nicht negativ beeinflussen, etwa indem die Durchsetzung von Unterhalts­

forderungen oder eine Pfändung von Arbeitseinkommen erschwert wird. Dies würde einen 

persönlichen Ausschlussgrund für eine Wertgutvereinbarung darstellen. Deshalb soll der Ab­

schluss einer individuellen Wertguthabenvereinbarung nur ermöglicht werden, wenn die/der 

Beschäftigte schriftlich bestätigt, dass keine persönlichen Ausschlussgründe vorliegen. Stellt 

sich diese Einschätzung im Nachhinein als falsch heraus, kann dies als Störfall zu qualifizieren 

sein (siehe dazu unter 5.5). 

Treten nach Abschluss der Wertguthabenvereinbarung Änderungen im Hinblick auf die kon­

krete Wertguthabenvereinbarung ein oder ändern sich die persönlichen Umstände der/des 

Beschäftigten dergestalt, dass nunmehr ein persönlicher Ausschlussgrund vorläge, ist das 

nach der individuellen Wertguthabenvereinbarung einzubringende Arbeitsentgelt auf Antrag 

der/des Beschäftigten zu reduzieren oder die Ansparung von Arbeitsentgelt auszusetzen. In­

sofern liegt ein berechtigtes Interesse an einer Änderung der einzubringenden Entgeltbe­

standteile vor. Die individuelle Wertguthabenvereinbarung ist dann entsprechend anzupassen. 

Die/Der Beschäftigte hat ihrer/seiner Dienststelle entsprechende Änderungen in den persön­

lichen Verhältnissen unverzüglich mitzuteilen. Die Änderung der Wertguthabenvereinbarung 

zur Vermeidung eines persönlichen Ausschlussgrunds ist grundsätzlich nur für die Zukunft 

möglich und auch nur, wenn dies in der Dienstvereinbarung ausdrücklich vorgesehen ist. 

Hinweis: 
Es wird empfohlen, in der Dienstvereinbarung oder einzelvertraglich für Härtefälle und Notlagen ein Recht 
zur beiderseitigen Kündigung der Wertguthabenvereinbarung vorzusehen. Kommt es zur Kündigung der 
Wertguthabenvereinbarung, wird das gesamte Wertguthaben aufgelöst, versteuert und verbeitragt (Be­
handlung als Störfall, siehe dazu unter 5.5).  

Sofern rechtliche Änderungen nach Abschluss der individuellen Wertguthabenvereinbarung 

im Hinblick auf diese eintreten, sollen beide Parteien auf eine entsprechende Anpassung der 

Vereinbarung hinwirken. 

5.1 Rahmen der Ansparvereinbarung (§ 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe c) 

Nach § 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe c bestimmt die Betriebs-/Dienstvereinbarung den Rah­

men der Ansparvereinbarung, insbesondere hinsichtlich der Grenzen der Ansparung. Zur 

leichteren Administration sollte der Rahmen konkret vorgeben, wie und in welchem Umfang 

das Wertguthaben durch die Beschäftigten auf- und wieder abgebaut werden kann. Daher 

sollten bereits in der Dienstvereinbarung Höchst- und Mindestgrenzen für das Ansparen von 

Entgelt im Wertguthaben festgelegt werden. Für das monatlich einzubringende Arbeitsentgelt 

können ebenfalls Höchst- und Mindestgrenzen festgelegt werden. Auch bezüglich der Dauer 

der Anspar- und der Entsparphase sollen in der Dienstvereinbarung Mindest- und Höchst­

werte vorgesehen und in den Einzelvereinbarungen weiter konkretisiert werden.  

Hinweis:  
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Für die zu bestimmende Obergrenze bietet es sich an, diese in Abhängigkeit vom Jahresbruttoarbeitsentgelt 
der/des Beschäftigten zu bestimmen. Außerdem kann festgelegt werden, welche Summe pro Kalenderjahr 
höchstens eingebracht werden darf. Die Vereinbarung darunter liegender individueller Obergrenzen in den 
Einzelvereinbarungen ist möglich. Insgesamt darf nur so viel angespart werden, wie zur Finanzierung von 
Freistellungen bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses gem. § 33 Absatz 1 Buchstabe a maximal benö­
tigt wird. Darauf ist bei rentennahen Ansparungen ein besonderes Augenmerk zu richten. 

5.2 Ansparung von Arbeitsentgelt (§ 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe a) sowie von Arbeits­

zeitguthaben und Urlaub 

Das während der Ansparphase maßgebliche „Verfahren zur Einbringungsmöglichkeit“ gehört 

zum Mindestinhalt der Betriebsvereinbarung bzw. einvernehmlichen Dienstvereinbarung, die 

zur Einrichtung von Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene abzuschließen ist. Als regelungs­

bedürftig hebt die Tarifnorm dabei „insbesondere die Einzahlung von Entgeltbestandteilen“ 

hervor. 

Zu beachten ist hier § 7d Absatz 1 SGB IV, wonach das in ein Langzeitkonto eingebrachte 

Wertguthaben als Bruttoarbeitsentgeltguthaben zu führen ist. Die Dienststellen sind also ver­

pflichtet, auch den auf das Wertguthaben entfallenden Arbeitgeberanteil am Gesamtsozial­

versicherungsbeitrag einzustellen. Das SGB IV stellt damit ausdrücklich klar, dass es bezüglich 

des Wertguthabens nicht genügt, bloß auf den arbeits- bzw. tarifrechtlichen Entgeltbegriff 

abzustellen. Im Wertguthaben sind die Arbeitgeberanteile am Gesamtversicherungsbeitrag 

gesondert auszuweisen (siehe dazu auch Ziffer 4.6). 

Grundsätzlich kann jegliches Arbeitsentgelt in das Langzeitkonto eingebracht werden, also 

zum Beispiel: 

• Teile des regelmäßigen monatlichen Arbeitsentgelts (Tabellenentgelt nach § 15 sowie 

die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegte Entgeltbestandteile), 

• nicht in Monatsbeträgen festgelegte Entgeltbestandteile (z. B. zur Auszahlung vorgese­

hene Überstunden nach § 7 Absatz 7 i. V. m. § 43 TVöD - BT-V – jedoch nur, soweit 

keine zeitlich vor der planmäßigen Entsparphase liegende Ausgleichsverpflichtung nach 

dem Arbeitszeitgesetz besteht -, Zeitzuschläge für Sonderformen der Arbeit nach § 8 

Absatz 1) oder 

• Einmalzahlungen und zusätzliche Leistungen des Arbeitgebers, die der/dem Beschäfti­

gen im Moment der Entscheidung über die Einbringung von Arbeitsentgelt in das Lang­

zeitkonto dem Grunde nach bekannt sind (insb. die jährliche wiederkehrende Jahresson­

derzahlung gemäß § 20 (Bund) oder das Jubiläumsgeld gemäß § 23 Absatz 2). 

Um den administrativen Aufwand zu minimieren, können in der Betriebs- bzw. Dienstverein­

barung auch feste Kombinationen vorgesehen werden. Zudem sollten die zwischen der 

Dienststelle und der/dem Beschäftigten in der individuellen Vereinbarung getroffenen Festle­
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gungen zur Konkretisierung der Einbringungsmöglichkeiten für einen längeren Zeitraum Bin­

dungswirkung entfalten (z. B. Festlegung für sechs Monate oder länger). 

Soweit ein Wertguthaben aus einem nicht sozialversicherungspflichtigen geringfügigen Be­

schäftigungsverhältnis aufgebaut wurde, besteht später in der Freistellungsphase die gering­

fügig entlohnte Beschäftigung fort. Dies bedeutet, dass auch die Entsparung nur in geringfü­

gig entlohntem Umfang erfolgen kann. Nähere Einzelheiten siehe Richtlinien für die versiche­

rungsrechtliche Beurteilung von geringfügigen Beschäftigungen (Geringfügigkeits-Richtlinien) 

vom 5. Januar 2026.13  

Hinweise:  
In welcher Form die anzusparenden Entgeltbestandteile an den betreffenden Dienstleister gemeldet wer­
den müssen und ob bzw. inwieweit es dafür von dort weitere systemtechnisch bedingte Vorgaben gibt (z. B. 
Meldung nur in Festbeträgen oder auch in prozentualen Anteilen), sollte vor Abschluss einer entsprechen­
den Betriebs-/Dienstvereinbarung seitens der Dienststelle mit dem betreffenden Dienstleister geklärt wer­
den. Tarifliche Vorgaben oder Einschränkungen bestehen diesbezüglich nicht. Soweit und solange einzelne 
Berechnungsmodalitäten programmtechnisch jedoch eventuell (noch) nicht unterstützt werden, wäre dies 
zwangsläufig mit zusätzlichem manuellem Arbeitsaufwand verbunden. 

Zudem empfiehlt es sich, nur Entgeltbestandteile zur Einbringung vorzusehen, die als sozialversicherungs­
rechtliches Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 Absatz 1 SGB IV zu qualifizieren und vollumfänglich steuer- 
und sozialversicherungspflichtig sind. Die Erfassung anderer Entgeltbestandteile, wie z. B. Reisekostener­
satz, steuerfreie Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge, kann abhängig vom Stand der programm­
technischen Umsetzung in den jeweiligen Entgeltabrechnungsverfahren von den betreffenden Dienstleis­
tern möglicherweise nicht administriert werden. Hintergrund dafür ist, dass in das Wertguthaben einge­
brachte steuerfreie Entgeltbestandteile in der Freistellungsphase nur steuerfrei ausgezahlt werden können, 
soweit diese im Wertguthaben getrennt ausgewiesen werden. Außerdem sind steuerfreie Arbeitsentgeltbe­
standteile i. d. R. kein Arbeitsentgelt im sozialversicherungsrechtlichen Sinne. Bei späterer Verwendung 
stellen sie – für sich genommen – kein Bruttoarbeitsentgelt dar (siehe auch § 14 SGB i. V. m. § 1 Absatz 1 
Nr. 1 SvEV). Derartige Entgeltbestandteile werden bei der Prüfung der Angemessenheit des Entgelts 
(70/130-Grenze) nicht berücksichtigt und können daher den sozialversicherungsrechtlichen Status nach § 7 
Absatz 1a und Absatz 3 SGB IV gefährden. 

Die Möglichkeit der Administration von Wertguthabenkonten durch den betreffenden Dienstleister setzt 
außerdem voraus, dass die einzubringenden Bestandteile des Arbeitsentgelts im Voraus bestimmt werden. 
In der Dienstvereinbarung sollen die angebotenen Optionen und in Betracht kommende Kombinationen 
abhängig vom betreffenden Dienstleister abschließend beschrieben werden. Die Beschäftigten sollten die 
einzubringenden Entgeltbestandteile in der Individualvereinbarung im Voraus für einen längeren Zeitraum 
festlegen (z. B. sechs Monate oder länger). Anpassungen für die Zukunft können mit Ankündigungsfrist er­
möglicht werden, wenn dies in der Betriebs-/Dienstvereinbarung vorgesehen ist und die/der Beschäftigte 
daran aufgrund einer Änderung ihrer/seiner persönlichen Lebens- oder Einkommensverhältnisse ein be­
rechtigtes Interesse hat (siehe dazu auch unter 5). Dieses wäre dann zu begründen. Eine rückwirkende Än­
derung ist grundsätzlich ausgeschlossen. Änderungen sollten dabei so rechtzeitig mitgeteilt werden, dass 
sie unter Berücksichtigung der Abrechnungsabläufe im jeweiligen Abrechnungsmonat umgesetzt werden 
können. 

Auch Arbeitszeitguthaben können grundsätzlich in das für Langzeitkonten nach § 10 Absatz 7 

geführte Wertguthaben eingebracht werden. Hierfür sind diese aber zunächst in Arbeitsent­

 
13 https://www.deutsche-
rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summar
um/rundschreiben/2026/geringfuegigkeits-richtlinien.pdf? 
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gelt umzurechnen. Eine Übertragung von Arbeitsstunden aus flexiblen Arbeitszeitmodellen, 

die eigentlich auf einen kurzfristigen Zeitausgleich angelegt sind, in langfristige Wertgutha­

benkonten ist jedoch nur zulässig, soweit dies in der Betriebs-/Dienstvereinbarung zugelassen 

wird. Dies betrifft u. a. Plusstunden aus Gleitzeitkonten mit einem verstetigten Entgelt (siehe 

Satz 5 der Protokollerklärung zu § 6), den Freizeitausgleich für angeordnete Überstunden 

(§ 43 TVöD – BT-V) oder Zeitguthaben aus sonstigen flexiblen Arbeitszeitmodellen, die keine 

Wertguthabenvereinbarungen im Sinne des § 7b SGB IV sind.  

Hinweis: 
Außerhalb der Übergangsregelung des § 116 Absatz 1 SGB IV, auf jeden Fall aber für alle ab dem 6. April 
2025 geschlossenen Vereinbarungen (siehe dazu unter 4.1.2), sind Arbeitszeitguthaben stets in Arbeitsent­
gelt umzurechnen (§ 7d Absatz 1 Satz 2 SGB IV).  

Mangels sozialversicherungsrechtlicher Vorgaben zur Umrechnung von Arbeitszeitguthaben 

richtet sich die Umrechnung in Geld nach den tarifrechtlichen Vorgaben des § 24 Absatz 3 

Satz 2 und 3 nach den zum Zeitpunkt der Übertragung geltenden Verhältnisse der/des Be­

schäftigten. In der Wertguthabenvereinbarung ist der Zeitpunkt der Übertragung (Stichtag) 

festzulegen.  

Hinweis:  
Es wird empfohlen, für die Dienststelle schon in der Betriebs-/Dienstvereinbarung einheitliche Stichtagsre­
gelungen mit Bindungswirkung für die Übertragung von Zeitguthaben vorzusehen, um administrativ die 
Steuerbarkeit mit möglichst unbürokratischem Aufwand sicherzustellen.  

Für die Umrechnung von Arbeitsstunden, die im Rahmen flexibler Arbeitszeitmodelle über ei­

nen mehrmonatigen Zeitraum angespart wurden, sind dann die jeweiligen Verhältnisse zu die­

sem einen vereinbarten Stichtag maßgebend. Zugrunde zu legen ist das Stundenäquivalent 

zum Zeitpunkt der Umrechnung. In das Wertguthaben wird dabei dasjenige Entgelt übertra­

gen, das zum jeweiligen Monatsersten des vereinbarten Übertragungsmonats je Stunde zu­

steht, und zwar in Höhe des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der in­

dividuellen Entgeltgruppe und Stufe. Maßgeblich ist also das individuelle Stundenentgelt zum 

jeweiligen Ersten des betreffenden Kalendermonats, da Änderungen des Tabellenentgelts 

durch Stufenaufstieg oder Höhergruppierungen im Laufe eines Monats stets auf den Beginn 

des Kalendermonats zurückwirken (vgl. § 17 Absatz 5 Satz 4 i. V. m. § 24 Absatz 1 Satz 1).  

Für die Ansparung kommen auch über den gesetzlichen Mindestanspruch hinausgehende 

Urlaubsansprüche in Betracht. Dabei wird das Urlaubsentgelt nach § 26 Absatz 1 i. V. m. § 21 

berechnet (Fiktion des Urlaubsantritts zum vereinbarten Zeitpunkt der Einbringung in das 

Wertguthaben) und in das Wertguthaben eingestellt. Der Jahresurlaubsanspruch verringert 

sich entsprechend um die Anzahl der eingebrachten Urlaubstage. 

Die Informationspflichten gegenüber den Beschäftigten regelt § 7d Absatz 2 SGB IV. Dieser 

sieht eine jährliche Unterrichtung über die Höhe ihres im Wertguthaben enthaltenen Arbeits­

entgeltguthabens in Textform vor. Dazu reicht z. B. eine E-Mail aus. Die Modalitäten der Un­
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terrichtung (z. B. Turnus und Form) sollen abhängig von den Möglichkeiten, die der betref­

fende Dienstleister bietet, in der Betriebs-/Dienstvereinbarung geregelt werden. Nicht erfor­

derlich hingegen ist eine Unterrichtung über die voraussichtliche Dauer des Freistellungan­

spruchs; derartige Aussagen sollten aus haftungsrechtlichen Gründen vermieden werden. 

5.3 Regelungen zur Freistellungsphase (§ 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe d) 

Der Rahmen der Verwendung von Wertguthaben muss in der zugrundeliegenden Wertgutha­

benvereinbarung möglichst klar bestimmt sein (siehe dazu unter 4.4). Dazu beinhaltet § 10 

Absatz 7 Satz 3 Buchstabe d die Vorgabe, Regelungen zur Freistellungsphase in der Dienstver­

einbarung zu treffen. Dies dient der bestmöglichen Transparenz und Planbarkeit sowohl für 

die Beschäftigten als auch für die Dienststelle hinsichtlich der Voraussetzungen und der Um­

setzung für die Verwendung des Wertguthabens. Wenngleich in der tariflichen Regelung ex­

plizit nur die Freistellungsphase genannt ist, empfiehlt es sich, sofern nach der Dienstverein­

barung mehrere Verwendungsmöglichkeiten erlaubt sein sollen, eine Regelung für jede dieser 

Festlegungen zu treffen. Bei der Bestimmung von Mindestzeiten sollten auch Regelungen zur 

Höchstdauer einer Freistellungsphase aufgenommen werden.  

In der Dienstvereinbarung können eine Mindestdauer und eine Höchstdauer für die Freistel­

lung von der Arbeit festgelegt werden. Es wird empfohlen, die Freistellung nur für volle Ka­

lendermonate vorzusehen.  

Sozialversicherungsrechtlich ist es zulässig, die Freistellung von der Arbeitsleistung oder Ver­

ringerung der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit vorzuziehen und das erforderliche Arbeits­

entgelt erst nachträglich ins Wertguthaben einzubringen (siehe § 7b Nr. 4 SGB IV). Bei der 

Vereinbarung von Langzeitkonten bitte ich jedoch, aus haushaltsrechtlichen Gründen sicher­

zustellen, dass der Arbeitgeber nicht in Vorleistung geht. Deswegen ist das Erbringen der Ar­

beitsleistung (Ansparphase) stets der Freistellung von der Arbeitsleistung bzw. der Verringe­

rung der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit (Entsparphase) voranzustellen. In den Betriebs-

/Dienstvereinbarungen sowie den individuellen Wertguthabenvereinbarungen sind dazu ent­

sprechende Maßgaben aufzunehmen. 

Die Dienstvereinbarung soll vorsehen, bis zu welchem Zeitpunkt Beschäftigte den Beginn der 

beabsichtigten Freistellung oder Arbeitszeitreduzierung spätestens beantragen müssen und 

unter welchen Voraussetzungen ein solcher Antrag abgelehnt werden darf. Ebenso sollte 

darin geregelt werden, unter welchen Voraussetzungen ein Widerruf der gewährten Freistel­

lung ausnahmsweise in Betracht kommen kann (z. B. wenn andernfalls die ordnungsgemäße 

Erledigung der Dienstgeschäfte nicht gewährleistet ist) und welche Folgen ein solcher Wider­

ruf hinsichtlich der Kosten hat (z. B. hinsichtlich eines möglichen Schaden- bzw. Aufwen­

dungsersatzes).  
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Dauer und Umfang der geplanten Freistellung bzw. Arbeitszeitreduzierung sind ausgehend 

von dem in der individuellen Vereinbarung niedergelegten persönlichen Verwendungszweck 

konkret zu bestimmen und festzuhalten. Grundsätzliche Festlegungen dazu können Bestand­

teil der Dienstvereinbarung sein. 

Bei Reduzierung der Arbeitszeit soll deren Umfang und die Höhe des Entgelts festgelegt wer­

den. 

Da die Freistellungsphase eine unbezahlte Freistellung von der Arbeitsleistung ist (siehe dazu 

unter 2), besteht für die Zeit der vollumfänglichen Freistellung kein gesetzlicher oder tarifver­

traglicher Anspruch auf Erholungsurlaub. Grundsätzlich ist der Anspruch auf Erholungsurlaub 

jedoch jahresbezogen zu ermitteln. Vollzieht sich der Wechsel von der Arbeits- zur Freistel­

lungsphase im Verlauf des Kalenderjahres, ist der Urlaubsanspruch daher nach Zeitabschnit­

ten entsprechend der vertraglich vorgesehenen Tage mit Arbeitspflicht zu berechnen und die 

Freistellungsphase mit „null“ Arbeitstagen in Ansatz zu bringen. Näheres hierzu und in Bezug 

auf den Umgang mit Urlaubsansprüchen im Zusammenhang mit Teilzeitbeschäftigung in Fäl­

len der Verringerung der Arbeitszeit regelt das Rundschreiben des BMI vom 5. Oktober 2020 

– D5-31001/30#2.  

Krankheit unterbricht die Freistellungsphase und den Abbau des Wertguthabens grundsätz­

lich nicht bzw. hindert nicht ihren Beginn, sobald die Freistellungsphase von der Dienststelle 

bewilligt wurde. Soweit das Wertguthaben nicht zur Aufstockung eines infolge von Teilzeit 

verringerten Arbeitsentgelts verwendet wird, hat die/der Beschäftigte keinen Anspruch auf 

Entgeltfortzahlung oder Krankengeld. Etwas anderes gilt nur, wenn in der Wertguthabenver­

einbarung festgelegt ist, dass die Freistellung oder Arbeitszeitreduzierung der Erholung 

der/des Beschäftigten dienen soll (LAG Köln, Urteil vom 10. April 2025, 3 SLa 629/24). Bei 

Verwendung des Wertguthaben für die Dauer eines Teilzeitarbeitsverhältnisses erhalten Be­

schäftigte Entgeltfortzahlung nach § 21 auf Basis des Teilzeitentgelts. Die Höhe des Kranken­

geldes bestimmt sich nach Maßgabe der sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen. 

5.4 Entgelt in der Freistellungsphase (§ 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe e) sowie bei Verrin­

gerung der Arbeitszeit 

Während der vollumfänglichen Freistellung ruhen die beiderseitigen Hauptleistungspflichten 

aus dem Arbeitsverhältnis. Die Auszahlung von Entgelt während der Freistellungsphase (Freis­

tellungsentgelt) erfolgt auf Grundlage der Wertguthabenvereinbarung, wobei das Wertgutha­

ben verwendet wird, indem das angesparte Arbeitsentgelt in Teilen abgerechnet und ausge­

zahlt wird. Soll nach der Vereinbarung das Wertguthaben zur Verringerung der Arbeitszeit 

aufgrund einer vereinbarten Teilzeit nach § 8 oder § 9a TzBfG erfolgen, liegt der Verwen­

dungszweck des Wertguthabens in der Aufstockung des Entgelts während der vereinbarten 

Dauer der verringerten Arbeitszeit (Aufstockungsentgelt). Dabei entstehen unmittelbare An­
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sprüche auf das Entgelt nur auf den Teil, der aus der geschuldeten Arbeitsleistung resultiert. 

Die Aufstockung des Entgelts ergibt sich aus der Wertguthabenvereinbarung, aufgrund derer 

die ergänzenden Beträge ratierlich dem Wertguthabenkonto entnommen werden. 

Hinweis: 
Über die Dienstvereinbarung sollte eindeutig zum Ausdruck kommen, dass es sich bei dem im Wertgutha­
ben Angesparten um Arbeitsentgelt handelt, das schon vollständig in der Arbeitsphase erarbeitet worden 
ist. Wird während der Freistellungsphase keine Arbeitsleistung geschuldet, entsteht auch kein neuer Entgel­
tanspruch. Soweit das Wertguthaben zur Aufstockung von Entgelt während einer bestimmten Dauer der 
verringerten Arbeitszeit verwendet wird, handelt es sich auch dabei um die Auszahlung von bereits zuvor 
verdientem Entgelt.  

Bei erfolgreicher Durchführung einer Langzeitkontenvereinbarung über Anspar- und Entspar­

phase besteht während ihrer gesamten Laufzeit ein sozialversicherungspflichtiges Beschäfti­

gungsverhältnis. Um zu verhindern, dass der Sozialversicherungsschutz – letztlich zulasten 

der übrigen Versicherten – durch Minimalbeiträge begründet wird, setzt § 7 Absatz 1a SGB IV 

für das Bestehen einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung auch während der Freis­

tellung voraus, dass das monatlich fällige Arbeitsentgelt während dieser Zeit nicht unange­

messen vom letzten Arbeitsentgelt während der aktiven Tätigkeit abweicht. Das Freistellungs­

entgelt gilt dann noch als angemessen, wenn es im Monat mindestens 70 v. H. und maximal 

130 v. H. des durchschnittlich gezahlten Arbeitsentgelts in den vorausgegangenen zwölf Ka­

lendermonaten der Arbeitsphase beträgt. Die für das Wertgutgaben verwendeten Entgeltbe­

standteile verringern den Ausgangsbetrag für die Feststellung der Höhe des angemessenen 

Entgelts. Das Entgelt darf nicht unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze des § 8 Absatz 1a 

SGB IV liegen, wenn diese nicht bereits in der Ansparphase unterschritten wurde. 

Hinweis: 
Bei der Berechnung der Höhe eines angemessenen Arbeitsentgelts sind regelmäßig gezahlte Einmalzahlun­
gen, wie die Jahressonderzahlung nach§ 20 (Bund), zu berücksichtigen. Keine Berücksichtigung finden hin­
gegen Einmalzahlungen, die in den letzten zwölf Kalendermonaten vor der Freistellungsphase gezahlt 
wurden, die grundsätzlich auch in der Freistellungsphase gezahlt werden, wie das Jubiläumsgeld (§ 23 Ab­
satz 2).  

Das Freistellungs- bzw. Aufstockungsentgelt wird grundsätzlich sozialversicherungs-, steuer- 

und zusatzversorgungsrechtlich als Arbeitsentgelt behandelt, so dass dieses zu versteuern und 

zu verbeitragen ist. Maßgeblich für die steuerliche und sozialversicherungs- und zusatzversor­

gungsrechtliche Behandlung sind stets die im Zeitpunkt der Entnahme geltenden Vorschrif­

ten. Zwischenzeitliche Änderungen der persönlichen Umstände der/des Beschäftigten sind 

bei der Versteuerung und Verbeitragung des Wertguthabens in der Entsparphase ebenfalls zu 

berücksichtigten.  

Hinweis: 
Wurden im Rahmen der Ansparung Arbeitsentgelte oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze eingebracht, 
auf die Sozialversicherungsbeiträge nicht zu zahlen gewesen wären, ist das Freistellungsentgelt gleichwohl 
zu verbeitragen, wenn es unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze liegt. Zuvor von der Versicherungs­
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pflicht in der Sozialversicherung befreite Beschäftigte können durch den Bezug eines gegenüber ihrem bis­
herigen Arbeitsentgelt reduzierten Freistellungsentgelts versicherungspflichtig werden.  

Zur Möglichkeit einer steuerfreien Auszahlung von steuerfreien Entgeltbestandteilen, die im Wertguthaben 
getrennt ausgewiesen werden, wird auf den Hinweis zu Ziffer 5.2 zur zusatzversorgungsrechtlichen Be­
handlung auf die Erläuterungen unter Ziffer 4.6 verwiesen. 

Ist infolge von Beitragssteigerungen der in das Wertguthaben eingebrachte Arbeitgeberanteil 

am Sozialversicherungsbeitrag zu gering, um den Arbeitgeberbeitrag am nun fälligen Ge­

samtsozialversicherungsbeitrag zu begleichen, besteht keine Nachschusspflicht des Arbeitge­

bers. Zum Ausgleich des Fehlbetrags ist das Wertguthaben heranzuziehen. Umgekehrt steht 

dem Arbeitgeber auch kein Entnahmerecht zu, wenn der in das Wertguthaben eingebrachte 

Arbeitgeberanteil am Sozialversicherungsbeitrag im Rahmen der Freistellung nicht abgeführt 

wird, weil das vereinbarte Freistellungsentgelt höher ist als das Arbeitsentgelt in der Arbeits­

phase und die Beitragsbemessungsgrenze überschreitet. 

5.5 Regelung von Störfällen (§ 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe b) 

Zum Mindestinhalt der Betriebsvereinbarung oder einvernehmlichen Dienstvereinbarung, die 

zur Einrichtung von Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene abzuschließen ist, gehört u. a. die 

Regelung von Störfällen; beispielhaft genannt werden in der Tarifnorm folgende Fallgestal­

tungen: Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Erwerbsminderung oder Tod der/des Beschäf­

tigten.  

Hinweis:  
Zweckmäßigerweise sollte eine derartige Regelung auch Bestandteil der individuell abzuschließenden 
Wertguthabenvereinbarung sein. 

Ein Störfall liegt vor, wenn das Wertguthaben aus dem Langzeitkonto endgültig nicht so ver­

wendet werden kann, wie es die Dienstvereinbarung und die mit der/dem Beschäftigten abge­

schlossene individuelle Vereinbarung vorsehen. Es geht also um Fälle, in denen das Wertgut­

haben nicht mehr vereinbarungsgemäß für eine laufende Freistellung von der Arbeitsleistung 

oder eine Verringerung der Arbeitszeit genutzt werden kann. Störfälle können sowohl wäh­

rend der Anspar- als auch während der Entsparphase auftreten. Mögliche Fallgestaltungen 

sind insbesondere die vorzeitige Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor oder während der 

Freistellungsphase (z. B. wegen Kündigung, Aufhebungsvertrag), die Bewilligung einer Rente 

auf unbestimmte Dauer wegen voller Erwerbsminderung oder der Tod der/des Beschäftigten. 

Auch die Kündigung der individuellen Wertguthabenvereinbarung mit der Folge der vorzeiti­

gen Auszahlung des Wertguthabens führen zum Störfall. Eine solche Kündigung oder einver­

nehmliche Aufhebung kommt nur im Ausnahmefall einer existenziellen Notlage in Betracht. 

Hinweis:  
Bei Beendigung der Beschäftigung lässt sich das Eintreten eines Störfalls und damit der mit einer Stör­
fallabrechnung verbundene administrative Aufwand vermeiden, wenn das Wertguthaben nach Maßgabe 
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des § 7f SGB IV auf den neuen Arbeitgeber oder die Deutsche Rentenversicherung Bund übertragen wird 
(siehe dazu Ziffer 5.6). 

Grundsätzlich bewirkt ein Störfall die Auflösung, Versteuerung und Verbeitragung des verblie­

benen Wertguthabens, also desjenigen Teils, der im Zeitpunkt des Eintritts des Störfalls noch 

nicht vereinbarungsgemäß für eine Freistellung oder Verminderung der Arbeitszeit verbraucht 

wurde. Der danach verbleibende Rest des Wertguthabens ist an die Beschäftigte/den Be­

schäftigten oder ihre/seine Erben auszuzahlen. 

Um bei einer nicht vereinbarungsgemäßen Verwendung des Wertguthabens jederzeit in der 

Lage zu sein, für das verbliebene Wertguthaben die nach § 23b Absatz 2 oder 2a SGB IV erfor­

derliche besondere Beitragsberechnung vornehmen zu können (sog. Störfallabrechnung), 

müssen die sozialversicherungsrechtlichen Aufzeichnungspflichten erfüllt werden. Dieses 

Verfahren stellt sicher, dass die Sozialversicherungsbeiträge für das bereits erarbeitete Entgelt 

entrichtet werden, die infolge der Ansparung im Wertguthaben zunächst gestundet worden 

sind.  

Hinweis:  
Zu dem für Störfälle geltenden besonderen Aufzeichnungs- und Beitragsberechnungsverfahren (sog. Sum­
menfeldermodell oder Alternativ-/Optionsmodell) siehe die Erläuterungen zur „Feststellung der Grundla­
gen für die Beitragsberechnung im Störfall“ unter Ziffer 4.6.2 des Rundschreibens der Spitzenorganisatio­
nen der Sozialversicherung vom 31. März 2009 („Sozialrechtliche Absicherung flexibler Arbeitszeitregelun­
gen; Auswirkungen des Gesetzes zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Absicherung flexibler 
Arbeitszeitregelungen und zur Änderung anderer Gesetze auf das Versicherungs-, Beitrags- und Melde­
recht“). 

Das Steuerrecht kennt den Begriff „Störfall“ nicht, stattdessen wird im Teil C des BMF-Schreibens14 von 
Fällen einer „planwidrigen Verwendung von Zeitwertkontenguthaben“ gesprochen. Auch in diesen Fällen 
gilt das Zuflussprinzip, d. h. das Wertguthaben ist nach § 19 Einkommensteuergesetz (EStG) zu versteuern. 
Sofern es sich bei dem angesparten Guthaben um Arbeitslohn aus mehreren Jahren handelt, kann es im 
Rahmen der individuellen Einkommenssteuerveranlagung zur Progressionsmilderung kommen. Dabei wird 
nach der sog. Fünftelungsregelung des § 34 EStG der Auszahlungsbetrag rechnerisch auf fünf Jahre ver­
teilt. Im Lohnsteuerabzugsverfahren hingegen unterliegt der Einmalzahlungsbetrag, der sich infolge der 
Auflösung des Wertguthabens ergibt, dem Steuerabzug nach den für sonstige Bezüge geltenden Regelun­
gen gemäß § 39b Absatz 3 EStG. 

Für die zeitliche Zuordnung des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts gilt grundsätzlich das 

sogenannte Zuflussprinzip (siehe dazu unter 4.6). Die Umlagen und Beiträge zur Zusatzversor­

gung werden fällig, wenn das steuerpflichtige Arbeitsentgelt der/dem Beschäftigten zufließt 

(§ 64 Absatz 6 Satz 1 sowie § 66a Absatz 4 VBLS). Ein Störfall und somit eine im steuerrechtli­

chen Sinne „planwidrige Verwendung von Zeitwertkontenguthaben“ führt zum Zufluss des 

Wertguthabens. Im Zeitpunkt der Auszahlung des Wertguthabens an die Beschäftigte/den 

 
14 Siehe BMF-Schreiben zur „Lohn-/einkommensteuerliche Behandlung sowie Voraussetzungen für die 
steuerliche Anerkennung von Zeitwertkonten-Modellen“ vom 17. Juni 2009– IV C 5 – S2332/07/004 – 
2009/0406609 – (BStBl. I S. 1286) unter Berücksichtigung der Änderungen durch BMF vom 8. August 2019 – IV 
C 5 – S 2332/07/0004 :004 – 2019/0686812 (BStBl. I S. 874). 
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Beschäftigten müssen auch Beträge und Umlagen zur Zusatzversorgung berechnet und an die 

VBL abgeführt werden.  

Hinweis:  
Sofern in der Dienstvereinbarung von der Ausnahmeregelung nach Absatz 10 der Ausführungsbestimmun­
gen zu § 64 Absatz 4 Satz 1 VBLS gebraucht gemacht wurde, entfällt die Abführung der Beiträge und Um­
lagen zum Zeitpunkt des Störfalls, weil die Zusatzversorgungspflicht bereits im Zeitpunkt des Einbringens 
von Arbeitsentgelt in das Wertguthaben entstanden ist (siehe dazu unter 4.6). 

5.6 Übertragung des Wertguthabens (§ 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe b) 

Im Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses und der Aufnahme einer neuen Beschäfti­

gung besteht gemäß § 7f Absatz 1 Nr. 1 SGB IV grundsätzlich die Möglichkeit, das angesparte 

Wertguthaben auf den neuen Arbeitgeber zu übertragen. Der bisherige Arbeitgeber muss das 

Wertguthaben übertragen, wenn die/der Beschäftigte dies durch schriftliche Erklärung von 

ihm verlangt, der neue Arbeitgeber mit der/dem Beschäftigten eine Wertguthabenvereinba­

rung nach § 7b SGB IV abschließt und einer Übertragung zustimmt.  

Entsprechend verfahren werden sollte auch bei einem Wechsel von einer Dienststelle des 

Bundes zu einer anderen. § 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe b sieht vor, dass Wertguthabenver­

einbarungen nur auf Grundlage von Dienstvereinbarungen und damit nur auf Ebene der 

Dienststellen im personalvertretungsrechtlichen Sinne getroffen werden können. Damit ist 

mit einem Dienststellenwechsel regelmäßig das Verlassen des normativen Geltungsbereichs 

einer Dienstvereinbarung verbunden, sodass eine vergleichbare Sach- und Rechtslage eintritt 

wie bei einem Arbeitgeberwechsel. Entsprechend ist gemäß § 7f Absatz 1 Nr. 1 SGB IV die 

Übertragung des Wertguthabens zwar grundsätzlich möglich, kann aber auch von der aufneh­

menden Dienststelle abgelehnt werden. Die neue Dienststelle ist also z. B. nicht verpflichtet, 

extra ein Wertguthaben einzurichten, nur um die von der/dem Beschäftigten gewünschte 

Übertragung zu ermöglichen. 

Voraussetzung für die Übertragung des Wertguthabens ist somit, dass die/der Beschäftigte 

mit dem neuen Arbeitgeber bzw. der neuen Dienststelle eine neue individuelle Wertgutha­

benvereinbarung abschließt; deren Konditionen können sich von der bisherigen Wertgutha­

benvereinbarung unterscheiden, insbesondere wenn eine etwaige Dienstvereinbarung der 

übernehmenden Dienststelle Abweichendes regelt. Bei der Übertragung des Wertguthabens 

handelt es sich nicht um einen Störfall. Eine Auszahlung und damit Versteuerung und Verbei­

tragung des Wertguthabens finden deshalb nicht statt. 

Stimmt der neue Arbeitgeber bzw. die neue Dienststelle der Übertragung des Wertguthabens 

nicht zu, würde dies hingegen infolge der nicht planmäßigen Verwendung einen Störfall dar­

stellen und die Folgen des §23b SGB IV auslösen. Dann würden Steuern und Sozialversiche­

rungsbeiträge sowie die Beiträge und Umlagen zur Zusatzversorgung fällig und das nach de­

ren Abzug verbleibende Wertguthaben wäre an die/den Beschäftigten auszuzahlen (siehe 
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dazu unter 5.5). Die/der Beschäftigte kann dies vermeiden, indem sie/er durch schriftliche Er­

klärung gegenüber dem bisherigen Arbeitgeber verlangt, stattdessen das Wertguthaben auf 

die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV Bund) zu übertragen. Darauf haben die Beschäf­

tigten einen gesetzlichen Anspruch, sofern die gesetzlichen Mindestvoraussetzungen erfüllt 

sind (§ 7f Absatz 1 Nr. 2 SGB IV).  

Hinweis:  
Ein Anspruch auf Übertragung des Wertguthabens auf die DRV Bund besteht gemäß § 7f Absatz 1 Nr. 2 
SGB IV, wenn das Wertguthaben einschließlich des Gesamtsozialversicherungsbeitrags mindestens das 
Sechsfache der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 SGB IV) in der Sozialversicherung beträgt (Mindestbetrag 
2026: 23.730 Euro). Auch in diesem Fall ist die Übertragung steuer- und sozialversicherungsfrei. Die DRV 
Bund führt das Wertguthaben als Treuhänder fort und agiert diesbezüglich wie ein Arbeitgeber. Wurde das 
Wertguthaben auf die DRV Bund übertragen, ist eine weitere Übertragung auf einen späteren Arbeitgeber 
ausgeschlossen. Ist beim Folgearbeitgeber keine Freistellung mehr möglich (z. B. wegen Bezug einer Er­
werbsminderungsrente), zahlt die DRV – nach Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen – das 
Wertguthaben an die/den Beschäftigten aus; im Todesfall an die Erbinnen und Erben.  

Weitergehende Informationen zur Übertragung von Wertguthaben auf die DRV Bund sowie die Kontakt­
adressen zu den dortigen Expertinnen und Experten sind im Internet verfügbar15. Dort steht auch die Bro­
schüre „Übertragung von Wertguthaben“ zum Download bereit. 

Vor der Übertragung des Wertguthabens auf den anderen Arbeitgeber bzw. auf die DRV Bund sollte 
die/der Beschäftigte die Auswirkungen auf die betriebliche Altersversorgung prüfen. Dafür wird auf die Be­
ratungsangebote der VBL verwiesen. 

Auch bei einem Wechsel von einem anderen Arbeitgeber zum Bund und dem damit verbun­

denen Wunsch der/des Beschäftigten, das zuvor geführte Wertguthaben auf den Arbeitgeber 

Bund, vertreten durch die neue Dienstelle, zu übertragen, kann diese entscheiden, ob sie die­

ser Übertragung zustimmen möchte oder nicht. Sofern die aufnehmende Dienststelle das 

Wertguthaben nicht übernehmen möchte, kann es vor dem Wechsel zum Bund entweder auf 

Verlangen der/des Beschäftigten auf die DRV Bund übertragen werden oder es tritt der Stör­

fall ein und das Wertguthaben ist nach dem besonderen Beitragsberechnungsverfahren des 

§ 23b SGB IV aufzulösen (sog. Störfallabrechnung). 

Hinweis: 
Sowohl in der Dienstvereinbarung als auch in der zu deren Umsetzung abzuschließenden individuellen 
Wertguthabenvereinbarung sollten Regelungen enthalten sein, wie mit dem Wertguthaben zu verfahren 
ist, wenn Beschäftigte aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden oder innerhalb der Bundesverwaltung die 
Dienststelle wechseln. Sofern dort eine Übertragung auf die DRV Bund zumindest hilfsweise als Rückfall­
position vereinbart wird, ließe sich dadurch das Eintreten eines Störfalls und der damit verbundene admi­
nistrative Aufwand bei der Störfallabrechnung vermeiden. Mit der Einwilligung verpflichtet sich die/der 
Beschäftigte, vorerst auf die Auszahlung des Wertguthabens zu verzichten und stattdessen die Übertra­
gung nach § 7f Absatz 1 SGB IV zu verlangen. 

 
15 https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Arbeitnehmer-und-
Selbststaendige/05_Wertguthaben/00_arbeitnehmer_mit_wertguthaben 

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Arbeitnehmer-und-Selbststaendige/05_Wertguthaben/00_arbeitnehmer_mit_wertguthaben
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Arbeitnehmer-und-Selbststaendige/05_Wertguthaben/00_arbeitnehmer_mit_wertguthaben
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5.7 Insolvenzsicherung (§ 10 Absatz 7 Satz 3 Buchstabe f)  

In dem Wertguthaben werden Entgelte angespart, für welche die/der Beschäftigte bereits 

eine Arbeitsleistung erbracht, aber nicht die entsprechende entgeltliche Gegenleistung des 

Arbeitgebers erhalten hat. Deswegen hat der Gesetzgeber in § 7e SGB IV strenge Regelungen 

zur Insolvenzschutzpflicht für insolvenzfähige Arbeitgeber erlassen, damit das angesparte 

Guthaben im Falle einer Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers für die Beschäftigten sowie die 

gestundeten Sozialversicherungsbeiträge für die Sozialversicherung, die Steuern für die Fi­

nanzverwaltung und ggf. auch Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung nicht ver­

loren gehen. Deren Einhaltung soll das Wertguthaben gegen das Insolvenzrisiko des Arbeitge­

bers absichern und wird deswegen in regelmäßigen Abständen durch die Betriebsprüfung der 

DRV Bund kontrolliert. Werden beanstandete Mängel nicht binnen zwei Monaten behoben, 

muss das Wertguthaben von Beginn an aufgelöst und müssen die gestundeten Sozialversiche­

rungsbeiträge und Steuern nachgezahlt werden. Bei der sozialversicherungsrechtlichen Insol­

venzschutzpflicht handelt es sich um zwingendes Recht; die von den Tarifvertragsparteien 

dazu im TVöD vereinbarte Regelung hat somit lediglich deklaratorischen Charakter. Danach 

gehört eine Regelung zum Insolvenzschutz im Falle der Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers 

zum Mindestinhalt der Betriebsvereinbarung oder einvernehmlichen Dienstvereinbarung, die 

zur Einrichtung von Langzeitkonten auf betrieblicher Ebene abzuschließen ist (§ 10 Absatz 7 

Satz 3 Buchstabe f).  

Die originären gesetzlichen Regelungen zum Insolvenzschutz sind in § 7e Absätze 1 bis 8 

SGB IV normiert. Keine Anwendung finden diese nach § 7e Absatz 9 SGB IV jedoch gegenüber 

dem Bund, den Ländern und Gemeinden sowie Anstalten, Stiftungen und Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, über deren Vermögen keine Eröffnung des Insolvenzverfahrens zulässig 

ist. Der Ausschluss von der Insolvenzschutzpflicht gilt danach auch für juristische Personen 

des öffentlichen Rechts, bei denen die Zahlungsfähigkeit durch den Bund, ein Land oder eine 

Gemeinde kraft Gesetzes gesichert ist. 

Hingegen sind Einzelheiten zu den Vorgaben für insolvenzfähige Arbeitgeber § 7e SGB IV zu 

entnehmen. Auf die hierzu veröffentlichten Erläuterungen in der BMAS-Broschüre „Arbeits­

leben aktiv gestalten. So profitieren Arbeitgeber und Beschäftigte von Wertguthaben“ 

(Stand Januar 2026) 16 wird verwiesen. 

 
16 Siehe im Internet unter https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-
wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a861-1-wertguthaben-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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6 Folgen für weitere Ansprüche aus dem TVöD 

6.1 Jahressonderzahlung 

Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, haben grundsätzlich Anspruch 

auf die Jahressonderzahlung nach § 20 (Bund). Dieses Stichtagsprinzip gilt auch für Beschäf­

tigte, die sich am 1. Dezember in der Freistellungsphase befinden. Die Höhe der Jahressonder­

zahlung bemisst sich nach den in § 20 (Bund) Absatz 3 und Absatz 4 geregelten Voraussetzun­

gen. 

Demnach wird als Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Jahressonderzahlung das 

monatliche Entgelt herangezogen, das der/dem Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, 

August und September durchschnittlich gezahlt wird, vgl. § 20 (Bund) Absatz 3. Anders als der 

Wortlaut dem ersten Anschein nach nahelegt, ist weder während der Anspar- noch in der 

Freistellungsphase auf das in den Referenzmonaten abgerechnete und tatsächlich ausgezahlte 

Entgelt abzustellen, sondern auf das arbeitsvertraglich im Austausch zur geschuldeten Ar­

beitsleistung zustehende Entgelt (BAG, Urteil vom 25. Juli 2023 – 9 AZR 332/22). Sieht die 

Wertguthabenvereinbarung vor, dass während der Ansparphase aktiv eine Arbeitsleistung in 

Vollzeit zwar geschuldet ist, jedoch nur ein anteiliges Entgelt abgerechnet und ausgezahlt 

wird, um den Differenzbetrag in das Wertguthaben einzubringen, steht der/dem Beschäftig­

ten rechtlich dennoch das Arbeitsentgelt auf Vollzeitbasis zu. Wechselt die/der Beschäftigte 

nicht unterjährig von der Anspar- in die Freistellungsphase, entsteht folglich der Anspruch auf 

Jahressonderzahlung in voller Höhe.  

Während der Phase einer vollumfänglichen Freistellung von der Arbeitsleistung wird auf 

Grundlage der Wertguthabenvereinbarung zwar das vereinbarte Freistellungsentgelt aus dem 

Wertguthaben abgerechnet und ausgezahlt. Dabei handelt es sich dennoch nicht um „gezahl­

tes“ Entgelt im Sinne des § 20 (Bund) Absatz 3, sondern um Entgelt aus bereits zuvor erbrach­

ter Arbeitsleistung, das der/dem Beschäftigten zu einem vorausgegangenen Zeitpunkt recht­

lich zugestanden hat und auch zu einem früheren Zeitpunkt berücksichtigt wurde. Dieses 

fließt daher nicht (erneut) als Bemessungsgrundlage in den Referenzmonaten ein. Bei vollum­

fänglicher Freistellung in den Referenzmonaten und zugleich unterjährigen Wechseln zwi­

schen Anspar- und Freistellungsphasen ist ggf. der Ersatzbemessungszeitraum gemäß Proto­

kollerklärung zu § 20 (Bund) Absatz 3 heranzuziehen.  

Der Anspruch auf Jahressonderzahlung vermindert sich nach § 20 (Bund) Absatz 4 zudem um 

ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte nicht für mindestens einen 

Tag des Monats einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 hat. 

Während der Zeiten vollumfänglicher Freistellung vermindert sich daher der Anspruch auf die 

Jahressonderzahlung nach der sogenannten Zwölftelungsregelung. Entsteht aufgrund der 

vollumfänglichen Freistellung auf Grundlage einer Wertguthabenvereinbarung während des 
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gesamten Kalenderjahres kein Anspruch auf Entgelt oder auf Entgeltfortzahlung und liegt 

keine Ausnahme nach § 20 (Bund) Absatz 4 vor, wird die Jahressonderzahlung der Höhe nach 

um 12/12 gekürzt (vgl. Ziffer 3.1 des Rundschreibens vom 22. Dezember 2017 – D5 – 

31002/1#6).  

Dient das Wertguthaben der Aufstockung von Arbeitsentgelt während einer vereinbarten 

Teilzeit (siehe dazu unter 5.4), bemisst sich die Höhe der Jahressonderzahlung ebenfalls nur 

nach dem aufgrund der vereinbarten Arbeitsleistung zustehenden Entgelt. Das aus dem Wert­

guthaben ausgezahlte Aufstockungsentgelt ist nicht heranzuziehen. 

6.2 Besondere Zahlungen, § 23 TVöD 

Ansprüche auf vermögenswirksame Leistungen richten sich entsprechend der oben darge­

stellten Prinzipien nach der jeweiligen getroffenen Wertguthabenvereinbarung. In der Anspa­

rphase ist die Höhe der vermögenswirksamen Leistung nach dem arbeitsvertraglich im Aus­

tausch zur geschuldeten Arbeitsleistung zustehenden Entgelt zu berechnen. In Phasen voll­

umfänglicher Freistellung, in denen die beiderseitigen Hauptleistungspflichten ruhen, ruht 

auch die arbeitgeberseitige Pflicht auf Zahlung vermögenswirksamer Leistungen. Dient das 

Wertguthaben der Aufstockung von Arbeitsentgelt während einer vereinbarten Teilzeit (siehe 

dazu unter 5.4), bemisst sich die Höhe der vermögenswirksamen Leistung ebenfalls nur nach 

dem aufgrund der vereinbarten Arbeitsleistung zustehenden Entgelt. 

Das nach § 23 Absatz 2 zustehende Jubiläumsgeld ist allein an die Vollendung einer bestimm­

ten Beschäftigungszeit im Sinne § 34 Absatz 3 geknüpft. Die Beschäftigungszeit wird durch 

Freistellungsphasen aufgrund von Wertguthabenvereinbarungen nicht unterbrochen; sie sind 

daher für das Entstehen des Anspruchs unbeachtlich. 

Verstirbt die/der Beschäftigte während der vollumfänglichen Freistellung, gilt § 23 Absatz 3 

Satz 1; es entsteht – wie in allen Fällen eines ruhenden Arbeitsverhältnisses – kein Anspruch 

auf Sterbegeld. 

im Auftrag 

 

Dr. Leist 

Weitere Rundschreiben finden Sie in der Rundschreibendatenbank. Mit unserem Newsletter 

informieren wir Sie über die Veröffentlichung von aktuellen Rundschreiben; hier können Sie 

sich anmelden. 
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